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KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

25. September 2008

(2008/C 245/01)

1 Euro =

Währung Kurs

USD US-Dollar 1,47

JPY Japanischer Yen 155,91

DKK Dänische Krone 7,46

GBP Pfund Sterling 0,792

SEK Schwedische Krone 9,6829

CHF Schweizer Franken 1,5944

ISK Isländische Krone 137,29

NOK Norwegische Krone 8,271

BGN Bulgarischer Lew 1,9558

CZK Tschechische Krone 24,414

EEK Estnische Krone 15,6466

HUF Ungarischer Forint 240,75

LTL Litauischer Litas 3,4528

LVL Lettischer Lat 0,7085

PLN Polnischer Zloty 3,3395

RON Rumänischer Leu 3,6829

SKK Slowakische Krone 30,29

Währung Kurs

TRY Türkische Lira 1,8178

AUD Australischer Dollar 1,7491

CAD Kanadischer Dollar 1,5205

HKD Hongkong-Dollar 11,4253

NZD Neuseeländischer Dollar 2,1372

SGD Singapur-Dollar 2,0895

KRW Südkoreanischer Won 1 691,24

ZAR Südafrikanischer Rand 11,9893

CNY Chinesischer Renminbi Yuan 10,021

HRK Kroatische Kuna 7,122

IDR Indonesische Rupiah 13 777,58

MYR Malaysischer Ringgit 5,0377

PHP Philippinischer Peso 68,27

RUB Russischer Rubel 36,722

THB Thailändischer Baht 49,862

BRL Brasilianischer Real 2,7235

MXN Mexikanischer Peso 15,9172
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(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.



Leitlinien für die Anwendung von Artikel 81 des EG-Vertrags auf Seeverkehrsdienstleistungen

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 245/02)

1. EINLEITUNG

1. In diesen Leitlinien werden die Grundsätze dargelegt, nach denen die Kommission der Europäischen
Gemeinschaften bei der Abgrenzung der Märkte und der Würdigung von Kooperationsvereinbarungen
bei den Seeverkehrsdienstleistungen vorgehen wird, die unmittelbar von den Veränderungen betroffen
sind, die sich durch die Verordnung (EG) Nr. 1419/2006 des Rates vom 25. September 2006 ergeben,
d. h. bei Liniendiensten, Kabotage und internationalen Trampdiensten (1).

2. Diese Leitlinien sollen Unternehmen und Unternehmensvereinigungen, die die betreffenden Dienst-
leistungen wahrnehmen — vor allem wenn es sich um Dienstleistungen von und/oder nach einem oder
mehreren Häfen in der Europäischen Union handelt — helfen zu überprüfen, ob ihre Vereinbarungen (2)
mit Artikel 81 des EG-Vertrags über die Gründung der Europäischen Gemeinschaft (nachstehend
„Vertrag“ genannt) vereinbar sind. Auf andere Wirtschaftszweige finden die Leitlinien keine Anwendung.

3. Mit der Verordnung (EG) Nr. 1419/2006 wurden die Verordnung (EG) Nr. 1/2003 des Rates vom
16. Dezember 2002 zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des EG-Vertrags niedergelegten
Wettbewerbsregeln (3) und die Verordnung (EG) Nr. 773/2004 der Kommission vom 7. April 2004 über
die Durchführung von Verfahren auf der Grundlage der Artikel 81 und 82 des EG-Vertrags durch die
Kommission (4) auf Kabotage und Trampdienste ausgeweitet. Seit dem 18. Oktober 2006 fallen somit
sämtliche Seeverkehrsdienstleistungen unter die allgemeine Verfahrensvorschrift.

4. Mit der Verordnung (EG) Nr. 1419/2006 wurde ferner die Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 des Rates
vom 22. Dezember 1986 über die Einzelheiten der Anwendung der Artikel 85 und 86 (jetzt Artikel 81
und 82) des EG-Vertrages auf den Seeverkehr (5) und damit die Gruppenfreistellung für Linienkonferen-
zen von Frachtreedereien zur Festsetzung von Frachtraten und sonstigen Beförderungsbedingungen
aufgehoben, da das Konferenzsystem die Kriterien von Artikel 81 Absatz 3 des EG-Vertrags nicht mehr
erfüllt. Die Aufhebung der Gruppenfreistellung wird zum 18. Oktober 2008 wirksam. Ab diesem
Datum müssen Linienschifffahrtsunternehmen, die Frachtverkehrsleistungen von und/oder nach einem
oder mehreren Häfen der Europäischen Union anbieten, sämtliche Tätigkeiten innerhalb von Linienkon-
ferenzen einstellen, die gegen Artikel 81 des EG-Vertrags verstoßen, selbst wenn andere Rechtsordnun-
gen die Festsetzung von Frachtraten durch Linienkonferenzen oder Rahmenvereinbarungen („discussion
agreements“) ausdrücklich oder stillschweigend zulassen. Die Konferenzmitglieder müssen außerdem
sicherstellen, dass ab dem 18. Oktober 2008 alle nach dem Konferenzsystem getroffenen Vereinbarun-
gen mit Artikel 81 in Einklang stehen.

5. Diese Leitlinien ergänzen die von der Kommission bereits in anderen Mitteilungen veröffentlichten
Ausführungen. Da im Bereich der Seeverkehrsdienstleistungen umfassende Kooperationsvereinbarungen
zwischen miteinander konkurrierenden Seeverkehrsunternehmen üblich sind, ist an dieser Stelle beson-
ders auf die Leitlinien zur Anwendbarkeit von Artikel 81 des EG-Vertrags auf Vereinbarungen über
horizontale Zusammenarbeit (6) (Leitlinien über horizontale Zusammenarbeit) und die Leitlinien zur
Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 des EG-Vertrags (7) hinzuweisen.

6. Horizontale Kooperationsvereinbarungen im Linienverkehr über die Bereitstellung gemeinsamer Dienste
fallen unter die Verordnung (EG) Nr. 823/2000 der Kommission vom 19. April 2000 zur Anwendung
von Artikel 81 Absatz 3 des EG-Vertrags auf bestimmte Gruppen von Vereinbarungen, Beschlüssen und
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(1) Verordnung (EG) Nr. 1419/2006 des Rates vom 25. September 2006 zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 4056/86
über die Einzelheiten der Anwendung der Artikel 85 und 86 (jetzt 81 und 82) des EG-Vertrags auf den Seeverkehr und zur
Ausweitung des Anwendungsbereichs der Verordnung (EG) Nr. 1/2003 auf Kabotage und internationale Trampdienste
(ABl. L 269 vom 28.9.2006, S. 1).

(2) Der Begriff „Vereinbarung“ umfasst Vereinbarungen, Beschlüsse von Unternehmensvereinigungen und abgestimmte
Verhaltensweisen.

(3) ABl. L 1 vom 4.1.2003, S. 1.
(4) ABl. L 123 vom 27.4.2004, S. 18.
(5) ABl. L 378 vom 31.12.1986, S. 4.
(6) ABl. C 3 vom 6.1.2001, S. 2.
(7) ABl. C 101 vom 27.4.2004, S. 97.



aufeinander abgestimmten Verhaltensweisen zwischen Seeschifffahrtsunternehmen (Konsortien) (8). Dort
ist gemäß Artikel 81 Absatz 3 des EG-Vertrags festgelegt, unter welchen Voraussetzungen die Verbots-
vorschrift von Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags nicht auf Vereinbarungen zwischen zwei oder mehr
Schifffahrtsunternehmen (Konsortien) anwendbar ist. Die Verordnung wird überarbeitet, um den mit der
Verordnung (EG) Nr. 1419/2006 vorgenommenen Änderungen Rechnung zu tragen (9).

7. Diese Leitlinien greifen nicht der Auslegung des Artikels 81 des EG-Vertrags durch den Gerichtshof und
das Gericht erster Instanz der Europäischen Gemeinschaften vor. Die in diesen Leitlinien dargelegten
Grundsätze müssen im jeweiligen Einzelfall unter Berücksichtigung des konkreten Sachverhalts ange-
wandt werden.

8. Die Kommission wird diese Leitlinien über einen Zeitraum von fünf Jahren anwenden.

2. SEEVERKEHRSDIENSTLEISTUNGEN

2.1. Anwendungsbereich

9. Im Seeverkehr unmittelbar betroffen von den mit der Verordnung (EG) Nr. 1419/2006 vorgenommenen
Änderungen sind Liniendienste, Kabotage und Trampdienste.

10. Als Linienverkehr gilt die regelmäßige Beförderung von Gütern, vor allem in Containern, zwischen
Häfen auf einer bestimmten Seestrecke (Route). Im Linienverkehr werden Fahrpläne und Daten vorab
bekanntgegeben, und die Leistungen stehen jedem Verkehrsnutzer offen.

11. Artikel 1 Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 4056/86 definiert „Trampdienste“ als
Massenguttransporte oder Transporte von Stückgut (break-bulk) in einem Schiff, das von einem oder
mehreren Verladern auf der Grundlage eines Reise- oder Zeitchartervertrags oder eines anderen Vertra-
ges für nicht regelmäßige oder nicht angekündigte Fahrten ganz oder teilweise gechartert wird, wenn
die Frachtraten nach Maßgabe von Angebot und Nachfrage von Fall zu Fall frei ausgehandelt werden. Es
handelt sich dabei hauptsächlich um unregelmäßige Massenguttransporte, bei denen das gesamte Schiff
mit einem einzigen Gut beladen wird (10).

12. Unter Kabotage versteht man Seeverkehrsdienstleistungen (einschließlich Linien- und Trampverkehr)
zwischen Häfen ein und desselben Mitgliedstaats (11). Auch wenn in diesen Leitlinien nicht ausdrücklich
auf Kabotage eingegangen wird, gelten sie auch für Kabotagedienste, soweit diese als Linien- oder
Trampdienste erbracht werden.

2.2. Beeinträchtigung des Handels zwischen Mitgliedstaaten

13. Artikel 81 des EG-Vertrags ist auf sämtliche Vereinbarungen anwendbar, die den Handel zwischen
Mitgliedstaaten spürbar beeinträchtigen könnten. Eine Beeinträchtigung des Handels gilt als gegeben,
wenn sich anhand einer Gesamtheit objektiver rechtlicher oder tatsächlicher Umstände mit hinreichen-
der Wahrscheinlichkeit voraussehen lässt, dass die Vereinbarung oder das Verhalten den Warenverkehr
zwischen Mitgliedstaaten unmittelbar oder mittelbar, tatsächlich oder potenziell beeinflussen
könnten (12). In den Leitlinien der Kommission über den Begriff der Beeinträchtigung des zwischenstaat-
lichen Handels in den Artikeln 81 und 82 des EG-Vertrags (13) wird dargelegt, wie die Kommission den
Begriff der Beeinträchtigung des zwischenstaatlichen Handels anwenden wird.
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(8) ABl. L 100 vom 20.4.2000, S. 24.
(9) Erwägungsgrund 3 der Verordnung (EG) Nr. 611/2005 (op. cit. Fußnote 8).
(10) Die Kommission hat eine Reihe von Merkmalen festgestellt, durch die sich Spezialtransporte von Linien- und Trampdiens-

ten unterscheiden. Sie beinhalten regelmäßige Beförderungsdienste für einen einzelnen Frachttyp. Grundlage für diese
Leistungen sind vor allem Frachtverträge; verwendet werden Spezialschiffe, die in baulicher und/oder technischer Hinsicht
den Besonderheiten der zu befördernden Fracht angepasst wurden. Vgl. Entscheidung 94/980/EG der Kommission vom
19. Oktober 1994 (Sache IV/34.446 — Transatlantic Agreement) (ABl. L 376 vom 31.12.1994, S. 1) (nachstehend
„TAA-Entscheidung“ genannt), Erwägungsgründe 47-49.

(11) Artikel 1 der Verordnung (EWG) Nr. 3577/92 des Rates vom 7. Dezember 1992 zur Anwendung des Grundsatzes des
freien Dienstleistungsverkehrs auf den Seeverkehr in den Mitgliedstaaten (Seekabotage) (ABl. L 364 vom 12.12.1992,
S. 7).

(12) Rechtssache 42/84, Remia BV u. a./Kommission, Slg. 1985, S. 2545, Randnr. 22. Rechtssache 319/82, Ciments et Bétons
de l'Est/Kerpen & Kerpen, Slg. 1983, S. 4173, Randnr. 9.

(13) ABl. C 101 vom 27.4.2004, S. 81.



14. Frachtdienste von Linien- oder Trampreedereien sind in der Regel internationaler Art, da sie Häfen in
der Gemeinschaft mit Häfen in Drittländern verbinden und/oder für Aus- und Einfuhren zwischen zwei
oder mehreren Mitgliedstaaten genutzt werden (z. B. innergemeinschaftlicher Handel (14)). In den
meisten Fällen ist unter anderem in Anbetracht der möglichen Auswirkungen auf die Märkte für
Beförderungs- und Vermittlerdienstleistungen mit einer Beeinträchtigung des zwischenstaatlichen
Handels zu rechnen (15).

15. Der Begriff der Beeinträchtigung des Handels zwischen Mitgliedstaaten ist insofern für die Seekabotage
von besonderer Bedeutung, als sich danach der Anwendungsbereich von Artikel 81 des EG-Vertrags
sowie dessen Zusammenwirken mit dem einzelstaatlichen Wettbewerbsrecht nach Artikel 3 der Verord-
nung (EG) Nr. 1/2003 zur Durchführung der in den Artikeln 81 und 82 des EG-Vertrags
niedergelegten Wettbewerbsregeln richtet. Inwieweit der zwischenstaatliche Handel durch solche Dienst-
leistungen beeinträchtigt wird, ist im Einzelfall zu prüfen (16).

2.3. Der relevante Markt

16. Um die Auswirkungen einer Vereinbarung auf den Wettbewerb für die Zwecke des Artikels 81 des
EG-Vertrags zu prüfen, ist/sind der/die sachlich und räumlich relevante/n Markt/Märkte abzugrenzen.
Hauptzweck der Marktdefinition ist die systematische Ermittlung der Wettbewerbskräfte, denen sich ein
Unternehmen zu stellen hat. Orientierungshilfen zu dieser Problematik enthält die Bekanntmachung der
Kommission über die Definition des relevanten Marktes im Sinne des Wettbewerbsrechts der Gemein-
schaft (17). Die dortigen Ausführungen sind auch auf die Marktabgrenzung bei Seeverkehrsdienstleistun-
gen anwendbar.

17. Der sachlich relevante Markt umfasst sämtliche Erzeugnisse und/oder Dienstleistungen, die von den
Verbrauchern hinsichtlich ihrer Eigenschaften, Preise und ihres vorgesehenen Verwendungszwecks als
austauschbar oder substituierbar angesehen werden. Der räumlich oder geografisch relevante Markt
umfasst das Gebiet, in dem die beteiligten Unternehmen die relevanten Produkte oder Dienstleistungen
anbieten und nachfragen, in dem die Wettbewerbsbedingungen hinreichend homogen sind und das sich
von benachbarten Gebieten durch spürbar unterschiedliche Wettbewerbsbedingungen unterscheidet (18).
Seeverkehrsunternehmen können die gegebenen Bedingungen auf dem Markt nicht erheblich beein-
flussen, wenn die Kunden in der Lage sind, ohne weiteres auf andere Dienstleistungsanbieter auszu-
weichen (19).

2.3.1. Linienseeverkehr

18. Der Container-Linienverkehr wurde in mehreren Entscheidungen der Kommission und der EU-Gerichte
als sachlich relevanter Markt im Linienseeverkehr identifiziert (20). Gegenstand dieser Entscheidungen
und Urteile war der Seeverkehr auf Hochseerouten. Andere Verkehrsträger wurden nicht demselben
Dienstleistungsmarkt zugerechnet, obwohl diese Dienstleistungen in einigen Fällen in marginalem
Umfang untereinander austauschbar sein können. Nur zu wenige der in Containern beförderten Güter
können nämlich ohne weiteres von anderen Verkehrsträgern — z. B. im Luftverkehr — befördert
werden (21).
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(14) Die Tatsache, dass bei dem Frachtdienst ein Hafen außerhalb der EU angelaufen bzw. von diesem ausgelaufen wird, schließt
an sich nicht aus, dass der Handel zwischen den Mitgliedstaaten beeinträchtigt wird. Um entscheiden zu können, ob die
betreffenden Leistungen unter das Gemeinschaftsrecht fallen, müssen die Auswirkungen auf Abnehmer und andere Markt-
teilnehmer in der Gemeinschaft, die diese Frachtdienste in Anspruch nehmen, genau untersucht werden. Siehe Leitlinien
über den Begriff der Beeinträchtigung des zwischenstaatlichen Handels in den Artikeln 81 und 82 des EG-Vertrags (op. cit.
Fußnote 13).

(15) Entscheidung 93/82/EWG der Kommission vom 23. Dezember 1992(IV/32.448 und IV/32.450: CEWAL) (ABl. L 34 vom
10.2.1993, S. 1), Erwägungsgrund 90, bestätigt durch das Gericht erster Instanz in den verbundenen Rechtssachen
T-24/93, T-26/93 und T-28/93, Compagnie Maritime Belge u. a./Kommission der Europäischen Gemeinschaften,
Slg. 1996, II-1201, Randnr. 205. TAA-Entscheidung (op. cit. Fußnote 10), Erwägungsgründe 288-296, bestätigt durch
das Urteil des Gerichts erster Instanz vom 28. Februar 2002 in der Rechtssache T-395/94, Atlantic Container Line
u. a./Kommission (nachstehend „TAA-Urteil“ genannt), Randnrn. 72-74; Entscheidung 1999/243/EG der Kommission
vom 16. September 1998 (Sache IV/35.134 — Trans-Atlantic Conference Agreement) (nachstehend „TACA-Entschei-
dung“ genannt) (ABl. L 95 vom 9.4.1999, S. 1), Erwägungsgründe 386-396; Entscheidung 2003/68/EG der Kommission
vom 14. November 2002 (Sache COMP/37.396 — Neufassung der TACA; nachstehend „Entscheidung TACA-Neufas-
sung“) (ABl. L 26 vom 31.1.2003, S. 53), Erwägungsgrund 73.

(16) Näheres zu Anwendung des Begriffs der Beeinträchtigung des zwischenstaatlichen Handels siehe Leitlinien der
Kommission (op. cit. Fußnote 13).

(17) ABl. C 372 vom 9.12.1997, S. 5.
(18) Bekanntmachung über die Definition des relevanten Marktes (op. cit. Fußnote 17), Randnr. 8.
(19) Bekanntmachung über die Definition des relevanten Marktes (op. cit. Fußnote 17), Randnr. 13.
(20) Entscheidung 1999/485/EG der Kommission vom 30. April 1999 (Sache IV/34.250 — Europe Asia Trades Agreement)

(ABl. L 193 vom 26.7.1999, S. 23); TAA-Entscheidung (op. cit. Fußnote 10) und TACA-Entscheidung (op. cit.
Fußnote 15), Erwägungsgründe 60-84. Die Marktabgrenzung der TACA-Entscheidung wurde vom Gericht erster Instanz
in seinem Urteil in den verbundenen Rechtssachen T-191/98, T-212/98 bis 214/98, Atlantic Container Line AB
u. a./Kommission, Slg. 2003, II-3275, (nachstehend „TACA-Urteil“ genannt), Randnrn. 781-883, bestätigt.

(21) TACA-Entscheidung (op. cit. in Fußnote 15), Erwägungsgrund 62, und TACA-Urteil (op. cit. Fußnote 20),
Randnrn. 783-789.



19. Unter bestimmten Umständen kann der sachlich relevante Markt anhand der jeweiligen Güter, die zur
See befördert werden, auch enger definiert werden. Bei der Beförderung verderblicher Waren könnte der
Markt beispielsweise auf Kühlcontainer oder auf den Transport in herkömmlichen Kühlschiffen einge-
grenzt werden. Es kann zwar in Ausnahmefällen zu einer Substitution zwischen herkömmlichen Stück-
guttransporten und Containern kommen (22), aber ein dauerhaftes Umsteigen von der Containerbeförde-
rung auf den Stückguttransport scheint nicht vorzukommen. Für die überwiegende Mehrheit von
Gütern und Transportkunden bietet der Stückguttransport keine sinnvolle Alternative zum Container-
Linienverkehr (23). Sobald ein Frachtgut regelmäßig in Containern befördert wird, ist eine Rückkehr zu
einer anderen Beförderungsmethode unwahrscheinlich (24). Die Substituierbarkeit geht beim Container-
Linienverkehr daher bislang vornehmlich in eine Richtung (25).

20. Der relevante räumliche Markt besteht aus dem Gebiet, auf dem die betreffenden Dienstleistungen
vermarktet werden, d. h. in der Regel eine Reihe von Häfen an beiden Enden der Fahrtroute, die durch
die sich überschneidenden Einzugsgebiete der einzelnen Häfen bestimmt sind. In Bezug auf die
europäischen Endpunkte ist der räumliche Markt in Fällen, die den Linienverkehr betrafen, bisher als
eine Gruppe von Häfen in Nordeuropa oder im Mittelmeerraum festgelegt worden. Da Liniendienste
von Mittelmeerhäfen aus kaum durch solche von nordeuropäischen Häfen aus substituierbar sind,
wurden sie als gesonderte Märkte eingestuft (26).

2.3.2. Trampdienste

21. Bisher hat die Kommission Artikel 81 des EG-Vertrags noch nicht auf Trampdienste angewandt. Unter-
nehmen sollten die folgenden Elemente in Betracht ziehen, insofern sie für die von ihnen angebotenen
Trampdienste von Bedeutung sind.

Ges ichtspunkte bei der Best immung des sachl ich re levanten Marktes auf der Nach-
fragese i te (Nachfragesubst i tut ion)

22. Ausgangspunkt für die Abgrenzung der relevanten Dienstleistungsmärkte bei Trampdiensten sind die
„Hauptkonditionen“ für eine Frachtanfrage, da sie im Regelfall die wichtigsten Merkmale (27) der benötig-
ten Transportleistung betreffen. Je nach dem individuellen Bedarf des Nutzers werden diese Konditionen
verhandelbare und nicht verhandelbare Bestandteile enthalten. Ein verhandelbarer Bestandteil (z. B.
Schiffstyp oder Schiffsgröße) kann darauf hindeuten, dass der relevante Markt in Bezug auf diesen
bestimmten Bestandteil letztlich umfassender ist als bei der ursprünglichen Frachtanfrage.

23. In der Trampschifffahrt gibt es unterschiedliche Dienstleistungsformen, und die Beförderungsverträge
sind vielfältig. Daher ist gegebenenfalls zu klären, ob auf der Nachfrageseite Zeitcharter-, Reisecharter-
und Frachtverträge als untereinander austauschbar angesehen werden. Ist dies der Fall, sind sie unter
Umständen dem gleichen relevanten Markt zuzurechnen.

24. Die Schiffstypen sind in der Regel weiter nach bestimmten Standardgrößen untergliedert (28). Eine Beför-
derung, bei der Frachtaufkommen und Schiffsgröße in einem erheblichen Missverhältnis stehen, kann
wegen der beträchtlichen Größenvorteile unter Umständen nicht zu einer wettbewerbsfähigen Frachtrate
angeboten werden. Deshalb muss von Fall zu Fall geprüft werden, ob die verschiedenen Schiffsgrößen
substituierbar sind oder ob jede Schiffsgröße einen gesonderten relevanten Markt darstellt.
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(22) TACA-Entscheidung (cit. op. Fußnote 15), Erwägungsgrund 71.
(23) TAA-Urteil (op. cit. Fußnote 15), Randnr. 273, und TACA-Urteil (op. cit. Fußnote 20), Randnr. 809.
(24) TAA-Urteil (op. cit. Fußnote 15), Randnr. 281; Entscheidung der Kommission vom 29. Juli 2005 in der Sache

COMP/M.3829 MAERSK/PONL, Erwägungsgrund 13.
(25) TACA-Entscheidung (op. cit. Fußnote 15), Erwägungsgründe 62-75; TACA-Urteil (op. cit. Fußnote 21), Randnr. 795, und

Entscheidung der Kommission in der Sache MAERSK/PONL (op. cit. Fußnote 23), Erwägungsgründe 13 und 112-117.
(26) TACA-Entscheidung (op. cit. Fußnote 15), Erwägungsgründe 76-83, und Entscheidung TACA-Neufassung (op. cit.

Fußnote 15), Erwägungsgrund 39.
(27) Bei einer Reisecharter sind die wichtigste Elemente einer Frachtanfrage z. B.: zu befördernde Fracht, Frachtvolumen,

Be- und Entladehafen, Liegetage, Frachtlieferfrist und technische Anforderungen an das Frachtschiff.
(28) In der Branche scheint es allgemein üblich zu sein, Märkte nach Schiffsgrößen zu trennen. In der Fachpresse und dem Baltic

Exchange werden Preisindizes für jede Standardgröße getrennt veröffentlicht. Auch in Studien von Beratungsunternehmen
werden die Märkte nach der Schiffsgröße voneinander abgegrenzt.



Gesichtspunkte bei der Best immung des sachl ich re levanten Marktes auf der
Angebotsse i te (Angebotssubst i tut ion)

25. Physische und technische Merkmale der Fracht und der Schiffstyp sind erste Anhaltspunkte für die
Abgrenzung des relevanten Marktes auf der Angebotsseite (29). Wenn Schiffe kurzfristig und zu geringen
Kosten auf den Transport einer bestimmten Fracht umgestellt werden können (30), dann können
verschiedene Anbieter von Trampdiensten um die Beförderung dieser Fracht konkurrieren. In solchen
Fällen umfasst der relevante Markt auf der Angebotsseite mehr als einen Schiffstyp.

26. Einige Schiffstypen werden jedoch eigens für Spezialtransporte umgerüstet und/oder gebaut. Spezial-
schiffe können zwar auch andere Frachtarten befördern; dies kann jedoch mit Wettbewerbsnachteilen
verbunden sein. Die Fähigkeit der Betreiber von Spezialtransporten, um die Beförderung anderer Fracht
zu konkurrieren, ist daher wahrscheinlich begrenzt.

27. In der Trampschifffahrt werden Häfen auf individuelle Anfrage angelaufen. Die Schiffsmobilität kann
jedoch durch Terminalengpässe, Tiefgangbeschränkungen oder Umweltnormen für bestimmte Schiffs-
typen in bestimmten Häfen oder Gebieten eingeschränkt sein.

Zusätz l iche Aspekte , d ie be i der Best immung des sachl ich re levanten Marktes zu
berücks icht igen s ind

28. Die Frage etwaiger Substitutionsketten zwischen den verschiedenen Größen von Trampschiffen wäre
ebenfalls zu prüfen. Auf einigen Märkten sind Trampschiffe an beiden Enden der Größenskala nicht
direkt durch andere Schiffstypen ersetzbar. Dennoch können Substitutionsketteneffekte auch eine
eindämmende Wirkung auf die Preise an diesen Enden ausüben und dazu führen, dass sie einem größe-
ren Markt zugerechnet werden.

29. Bei manchen Märkten für Trampdienste muss geprüft werden, ob die betreffenden Schiffe als unter-
nehmenseigene Kapazitäten des Verfrachters zu betrachten sind und deshalb bei der Abgrenzung des
relevanten Marktes im Einzelfall nicht berücksichtigt werden sollten.

30. Zusätzliche Faktoren wie die Verlässlichkeit des Dienstleistungsanbieters, Sicherheit sowie Sicherheits-
und andere Normen können die Substituierbarkeit auf der Angebots- wie auf der Nachfrageseite beein-
flussen (z. B. die Vorschrift, dass in Gewässern der Gemeinschaft nur Doppelhüllentanker verkehren
dürfen (31)).

Räumliche Dimension

31. Zu den Anforderungen an eine Beförderungsleistung gehören üblicherweise räumlicher Kriterien wie die
Be- und Entladehäfen oder die betreffenden Gebiete. Unbeschadet der endgültigen Definition des räum-
lich relevanten Marktes, bilden diese Häfen den ersten Anhaltspunkt für die Abgrenzung des räumlich
relevanten Marktes aus der Sicht der Nachfrageseite.

32. Manche räumlichen Märkte können nach Fahrtrichtung definiert oder auf bestimmte Zeiträume
begrenzt sein (z. B. wenn klimatische Bedingungen oder Erntezeiten die Nachfrage nach dem Transport
bestimmter Frachtarten beeinflussen). In diesem Zusammenhang sind Schiffsverlegungen, Ballastfahrten
und Ungleichgewichte im Frachtaufkommen bei der Abgrenzung der räumlich relevanten Märkte zu
berücksichtigen.
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(29) Flüssiges Massengut kann z. B. nicht auf Schüttgutfrachtern und Kühlgut nicht auf Autotransportern befördert werden.
Viele Öltanker können zwar ungereinigte und gereinigte Ölprodukte transportieren, sie können jedoch nicht unmittelbar
nach einer Fahrt mit ungereinigten Produktenmit gereinigten Produkten beladen werden.

(30) Zur Umstellung eines Schüttgutfrachters von Kohle auf Saatgut ist lediglich eine Reinigung erforderlich, die innerhalb eines
Tages auf einer Ballastreise vorgenommen werden kann. Auf anderen Märkten der Trampschifffahrt kann die Reinigung
auch länger dauern.

(31) Verordnung (EG) Nr. 417/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Februar 2002 zur beschleunigten
Einführung von Doppelhüllen oder gleichwertigen Konstruktionsanforderungen für Einhüllen-Öltankschiffe und zur
Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 2978/94 des Rates (ABl. L 64 vom 7.3.2002).



2.4. Ermittlung der Marktanteile

33. Marktanteile bieten erste nützliche Hinweise auf die Marktstruktur und auf die wettbewerbsbezogene
Bedeutung der beteiligten Unternehmen und ihrer Wettbewerber. Die Kommission betrachtet die Markt-
anteile stets im Einzelfall und vor dem Hintergrund der jeweiligen Marktbedingungen. In mehreren
Kommissionsentscheidungen und Gerichtsurteilen wurde festgestellt, dass im Linienverkehr Mengen-
und/oder Kapazitätsangaben die Grundlage für die Berechnung von Marktanteilen bilden (32).

34. Auf den Märkten für Trampdienste konkurrieren die Dienstleistungsanbieter um die Vergabe von Beför-
derungsverträgen, d. h., sie verkaufen Transportfahrten oder Transportkapazität. Je nach Besonderheit
der betreffenden Beförderungsleistung können beispielsweise die folgenden Daten für die Ermittlung des
jährlichen Markanteils (33) herangezogen werden:

a) Anzahl der Fahrten;

b) mengen- oder wertmäßiger Anteil der beteiligten Unternehmen am gesamten Beförderungsauf-
kommen bei der jeweiligen Frachtart (zwischen zwei oder mehreren Häfen);

c) Marktanteil der beteiligten Unternehmen bei Zeitcharterverträgen;

d) der Anteil der beteiligten Unternehmen an den Flottenkapazitäten (nach Schiffstyp und -größe).

3. HORIZONTALE VEREINBARUNGEN IM SEEVERKEHR

35. Kooperationsvereinbarungen sind im Seeverkehr branchenüblich. Da diese Vereinbarungen sowohl von
eingeführten als auch von potenziellen Wettbewerbern geschlossen werden und sich nachteilig auf die
Wettbewerbsparameter auswirken können, müssen die Unternehmen besonders gründlich prüfen, ob
die Vereinbarungen mit den Wettbewerbsregeln in Einklang stehen. Auf Dienstleistungsmärkten wie
dem Seeverkehr müssen die Vereinbarungen vor allem unter folgenden Aspekten auf mögliche
Auswirkungen auf den betreffenden Markt geprüft werden: Preise, Kosten, Qualität, Häufigkeit der
Dienstleistung und Differenzierung des Dienstleistungsangebots, Innovation, Marketing und Kommerzia-
lisierung der Dienstleistung.

36. Drei Punkte sind für die Dienstleistungen, die unter diese Leitlinien fallen, von besonderer Bedeutung:
technische Vereinbarungen, Informationsaustausch und Pools.

3.1. Technische Vereinbarungen

37. Bestimmte technische Vereinbarungen fallen nicht unter die Verbotsvorschrift des Artikels 81 des
EG-Vertrags, weil sie den Wettbewerb nicht beschränken. Dies gilt beispielsweise für horizontale Verein-
barungen, deren einziger Zweck — und einzige Wirkung — in der Einführung technischer Verbesserun-
gen oder einer technischen Zusammenarbeit besteht. Auch Vereinbarungen zur Umsetzung von
Umweltnormen können unter diese Kategorie fallen. Ausgenommen sind allerdings Absprachen
zwischen Wettbewerbern über Gebühren, Kapazitäten oder andere Wettbewerbsparameter (34).

3.2. Informationsaustausch zwischen Wettbewerbern im Linienverkehr

38. Unter einem Informationsaustausch versteht man eine Abmachung, auf deren Grundlage Unternehmen
Informationen untereinander austauschen oder an eine gemeinsam eingerichtete Stelle weitergeben, die
für die zentrale Sammlung, Erfassung und Verarbeitung sowie die Rückgabe an die Beteiligten in der
vereinbarten Form und Häufigkeit zuständig ist.
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(32) TACA-Entscheidung (cit. op. Fußnote 15), Erwägungsgrund 85; Entscheidung TACA-Neufassung (op. cit. Fußnote 15),
Erwägungsgründe 85 und 86, sowie TACA-Urteil (op. cit. Fußnote 20), Randnrn. 924, 925 und 927.

(33) Je nach den spezifischen Gegebenheiten des relevanten Trampschifffahrtsmarktes können auch kürzere Zeiträume
zugrunde gelegt werden, wie z. B. auf Märken, auf denen Frachtverträge für Zeiträume unter einem Jahr vergeben werden.

(34) Entscheidung 2000/627/EG der Kommission vom 16. Mai 2000 (Sache Nr. IV/34.018 — Far East Trade Tariff Charges
and Surcharges Agreement (FETTCSA)) (ABl. L 268 vom 20.10.2000, S. 1), Erwägungsgrund 153. Urteil des Gerichts
erster Instanz vom 21. Oktober 1997 in der Rechtssache T-229/94, Deutsche Bahn AG/Kommission der Europäischen
Gemeinschaften, Slg. 1997, II-1689, Randnr. 37.



39. In vielen Wirtschaftszweigen ist es üblich, statistische Aggregate und allgemeine Marktinformationen
einzuholen, auszutauschen und zu veröffentlichen. Diese veröffentlichten Marktinformationen sind ein
gutes Mittel zur Verbesserung der Markttransparenz und zur Information der Abnehmer und ermög-
lichen folglich Effizienzgewinne. Der Austausch geschäftlich sensibler, unternehmensspezifischer Markt-
daten kann jedoch unter Umständen gegen Artikel 81 des EG-Vertrags verstoßen. Anhand dieser Leitli-
nien können die Anbieter von Liniendiensten erkennen, wann ein solcher Informationsaustausch gegen
die Wettbewerbsregeln verstößt.

40. In der Linienschifffahrt ist der Informationsaustausch zwischen Konsortialpartnern, der ansonsten unter
Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags fiele, erlaubt, soweit er mit der gemeinsamen Wahrnehmung von
Liniendiensten im Seeverkehr und den übrigen durch die Gruppenfreistellungsverordnung (EG)
Nr. 823/2000 (35) gedeckten Kooperationsformen zusammenhängt. Dieser Informationsaustausch ist
nicht Gegenstand dieser Leitlinien.

3.2.1. Allgemeines

41. Bei der Bewertung eines Informationsaustauschs nach dem EG-Wettbewerbsrecht sind die nachstehen-
den Unterscheidungen zu treffen.

42. Der Informationsaustausch kann die Durchführung wettbewerbswidriger Verhaltensweisen erleichtern
(z. B. die Überwachung der Einhaltung von Kartellbeschlüssen). Steht ein Informationsaustausch in
Zusammenhang mit einer solchen wettbewerbswidrigen Verhaltensweise, ist er zusammen mit dieser
Verhaltensweise zu beurteilen. Ein Informationsaustausch an sich kann bereits einem wettbewerbswidri-
gen Zweck dienen (36). Diese Form des Informationsaustauschs ist nicht Gegenstand der vorliegenden
Leitlinien.

43. Aufgrund seiner Wirkung kann ein Informationsaustausch an sich bereits einen Verstoß gegen Artikel 81
des EG-Vertrags darstellen, nämlich dann, wenn er die Ungewissheit über das fragliche Marktgeschehen
verringert oder beseitigt und dadurch zu einer Beschränkung des Wettbewerbs zwischen den Unterneh-
men führt (37). Jeder Wirtschaftsteilnehmer hat selbständig zu bestimmen, welche Politik er auf dem
Gemeinsamen Markt zu betreiben gedenkt. Der Gerichtshof stellte außerdem fest, dass Unternehmen
daher jede unmittelbare oder mittelbare Fühlungnahme zu einem anderen Wirtschaftsteilnehmer zu
unterlassen haben, durch die entweder das Marktverhalten eines Wettbewerbers beeinflusst oder andere
Wettbewerber über das eigene (beabsichtigte) Marktverhalten ins Bild gesetzt werden, wenn die Fühlung-
nahme eine Beschränkung des Wettbewerbs bezweckt oder bewirkt, d. h. Wettbewerbsbedingungen
schafft, die im Hinblick auf die Art der Waren oder erbrachten Dienstleistungen, die Bedeutung und
Zahl der beteiligten Unternehmen sowie den Umfang des Marktes nicht dessen normalen Bedingungen
entsprechen (38). Dagegen hat der Gerichtshof in Bezug auf den Zellstoffmarkt festgestellt, dass unilate-
rale vierteljährliche Preisankündigungen der einzelnen Hersteller gegenüber den Abnehmern eine Hand-
lung auf dem Markt darstellen, die für sich genommen nicht geeignet ist, die Unsicherheit jedes Unter-
nehmens darüber, welche Haltung seine Konkurrenten einnehmen werden, zu verringern, und sie somit
für sich genommen keinen Verstoß gegen Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags darstellen, sofern es
nicht zu einem früheren Zeitpunkt zu abgestimmten Verhaltensweisen zwischen Herstellern gekommen
ist (39).

44. Die Rechtsprechung der Gemeinschaftsgerichte bietet einige allgemeine Orientierungshilfen für die
Untersuchung der wahrscheinlichen Folgen eines Informationsaustauschs. Der Gerichtshof hat festge-
stellt, dass auf einem wirklich vom Wettbewerb geprägten Markt die Transparenz unter den Wirtschafts-
teilnehmern grundsätzlich geeignet ist, den Wettbewerb zwischen den Anbietern zu verstärken (40).
Werden auf einem Markt, der wie der relevante Markt ein hochgradig konzentrierter oligopolistischer
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(35) Die Verordnung (EG) Nr. 823/2000 (op. cit. Fußnote 8) gilt für Seeverkehrsliniendienste von oder nach einem oder mehre-
ren Häfen der Gemeinschaft zur ausschließlichen Beförderung von Gütern überwiegend mit Containern (siehe Artikel 1
und 2 sowie Artikel 3 Absatz 2 Buchstabe g).

(36) Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache C-49/92 P, Kommission/Anic Partecipazioni, Slg. 1999, I-4125,
Randnrn. 121-126.

(37) Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache C-7/95 P, John Deere/Kommission, Slg. 1998, I-3111, Randnr. 90 und Urteil
des Gerichtshofes in der Rechtssache C-194/99 P, Thyssen Stahl/Kommission, Slg. 2003, I-10821, Randnr. 81.

(38) Urteil des Gerichtshofes vom 23. November 2006 in der Rechtssache C-238/05, Asnef-Equifax/Asociación de Usuarios de
Servicios Bancarios (Ausbanc) Slg. 2006, I-11125, Randnr. 52 und Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache C-49/92 P,
Kommission/Anic Partecipazioni, Slg. 1999, I-4125, Randnr. 116 und 117.

(39) Urteil des Gerichtshofes in den Rechtssachen C-89/85, C-104/85, C-114/85, C-116/85, C-117/85 und C-125/85 bis
C-129/85, A. Ahlström Osakeyhtiö u. a./Kommission, Slg. 1993, I-1307, Randnrn. 59-65.

(40) Urteil in der Rechtssache C-7/95 P, John Deere/Kommission (cit. op. Fußnote 37), Randnr. 88.



Markt ist und auf dem infolgedessen der Wettbewerb bereits stark ist, unter den wichtigsten Anbietern
und unter Ausschluss der übrigen Anbieter und der Verbraucher jedoch allgemein in kurzen zeitlichen
Abständen genaue Informationen über spezifische Umsatzzahlen ausgetauscht, so ist dies nach Auffas-
sung des Gerichts dazu geeignet, den noch bestehenden Wettbewerb unter den Anbietern spürbar zu
beeinträchtigen. Bei einer solchen Fallgestaltung werden durch die regelmäßige und häufige Zusammen-
fassung der Informationen über das Marktgeschehen allen Wettbewerbern in festen Zeitabständen die
Marktpositionen und die Strategien der einzelnen Wettbewerber offengelegt (41). Das Gericht hat eben-
falls festgestellt, dass ein Informationsaustauschsystem auch gegen die Wettbewerbsregeln verstoßen
kann, wenn der Markt nicht hochgradig konzentriert ist, da die Entscheidungsfreiheit der Unternehmen
durch den Druck, den Wettbewerber in anschließenden Gesprächen ausüben, eingeschränkt werde (42).

45. Die tatsächlichen oder möglichen Folgen eines Informationsaustauschs sind daher im Einzelfall zu
prüfen, da seine Beurteilung vom Zusammenwirken mehrerer Faktoren abhängt, die in jedem einzelnen
Fall verschieden sind. Die beiden wichtigsten von der Kommission hierbei herangezogenen Kriterien zur
Beurteilung eines Informationsaustausches sind die Struktur des Marktes, auf dem der Informationsaus-
tausch stattfindet, und die Merkmale des Informationsaustauschs. Einzubeziehen sind die tatsächlichen
oder möglichen Folgen des Informationsaustauschs im Vergleich zur Wettbewerbslage, die ohne die
Vereinbarung über den Austausch von Informationen bestünde (43). Der Informationsaustausch fällt
unter Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags, wenn er spürbare negative Auswirkungen auf die Wettbe-
werbsparameter hat (44).

46. Die nachstehenden Ausführungen betreffen vornehmlich die Analyse einer Einschränkung des Wettbe-
werbs im Sinne des Artikels 81 Absatz 1 des EG-Vertrags. Zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3
des EG-Vertrags sei auf Randnummer 58 sowie auf die allgemeine Bekanntmachung zu diesem Thema
verwiesen (45).

3.2.2. Marktstruktur

47. Für die Beurteilung der Frage, ob ein Informationsaustausch unter Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags
fällt, sind der Konzentrationsgrad und die Struktur von Angebot und Nachfrage auf einem bestimmten
Markt von entscheidender Bedeutung (46).

48. Der Konzentrationsgrad ist von besonderer Bedeutung, da auf hochgradig konzentrierten oligopolisti-
schen Märkten wettbewerbsbeschränkende Auswirkungen mit höherer Wahrscheinlichkeit auftreten und
mit ebenso hoher Wahrscheinlichkeit länger anhalten als auf Märkten mit einem geringeren Konzentra-
tionsgrad. Mehr Transparenz kann in einem konzentrierten Markt die gegenseitige Abhängigkeit der
Unternehmen verstärken und die Intensität des Wettbewerbs verringern.

49. Die Struktur von Angebot und Nachfrage ist ebenfalls von Bedeutung, insbesondere die Anzahl der
konkurrierenden Anbieter, die Symmetrie und Stabilität ihrer Marktanteile und eventuell bestehende
strukturelle Verbindungen zwischen Wettbewerbern (47). Die Kommission kann auch andere Faktoren
wie die Homogenität der Dienstleistungen und die Markttransparenz insgesamt berücksichtigen.

3.2.3. Eigenschaften der ausgetauschten Informationen

50. Der Austausch unter Wettbewerbern von geschäftlich sensiblen Informationen, die Wettbewerbsparame-
ter wie Preise, Kapazitäten oder Kosten betreffen, fällt eher unter Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags
als andere Arten des Informationsaustauschs. Bei der Prüfung, ob es sich um sensible Informationen
handelt, sind die nachstehend beschriebenen Kriterien zu berücksichtigen.
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(41) Urteil des Gerichts erster Instanz in der Rechtssache T-35/92, John Deere Ltd/Kommission, Slg. 1994, II-957, Randnr. 51,
im Rechtsmittelverfahren bestätigt durch das Urteil des Gerichtshofes in der Rechtssache C-7/95 P, John Deere
Ltd/Kommission (op. cit. Fußnote 37), Randnr. 89. Siehe auch jüngere Rechtsprechung in der Rechtssache Asnef-Equifax/
Ausbanc (op. cit. Fußnote 38).

(42) Urteil des Gerichts erster Instanz in der Rechtssache T-141/94, Thyssen Stahl AG/Kommission, Slg. 1999, II-347,
Randnrn. 402 und 403.

(43) Siehe Urteil in der Rechtssache C-7/95 P, John Deere Ltd/Kommission (op. cit. Fußnote 37), Randnr. 75-77.
(44) Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 (cit. op. Fußnote 7), Randnr. 16.
(45) Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 (cit. op. Fußnote 7).
(46) Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 (cit. op. Fußnote 7), Randnr. 25.
(47) Im Linienverkehr sind solche betrieblichen und/oder strukturellen Verbindungen zwischen Wettbewerbern beispielsweise

in Form von Konsortialmitgliedschaften gegeben, über die Linienreedereien Informationen untereinander austauschen,
um gemeinsame Dienste anbieten zu können. Das Bestehen solcher Verbindungen ist in jedem einzelnen Fall zu berück-
sichtigen, wenn die Folgen eines zusätzlichen Informationsaustauschs auf dem betreffenden Markt gewürdigt werden.



51. Der Austausch von Informationen, die bereits öffentlich sind, verstößt nicht grundsätzlich gegen Arti-
kel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags (48). Allerdings ist es wichtig, den Grad an Transparenz auf dem Markt
zu ermitteln und zu prüfen, ob durch den Informationsaustausch Informationen ergänzt werden, indem
man sie leichter zugänglich macht, und/oder ob öffentlich erhältliche Informationen mit anderen
Informationen verknüpft werden. Die daraus resultierenden Informationen sind unter Umständen
geschäftlich sensibel und ihr Austausch führt möglicherweise zu einer Einschränkung des Wettbewerbs.

52. Informationen können in individueller oder in Aggregatform vorliegen. Individuelle Daten sind Angaben
zu einem Unternehmen, das in diesen Informationen genannt wird oder durch sie identifizierbar ist. Bei
Informationen in Aggregatform werden Daten einer so hohen Zahl von unabhängigen Unternehmen
zusammengefasst, dass die Einzelangaben nicht mehr erkannt werden können. Der Austausch unter-
nehmensspezifischer Angaben unter Wettbewerbern fällt eher unter Artikel 81 Absatz 1 des
EG-Vertrags (49) als der Austausch von Informationen in Aggregatform, der grundsätzlich nicht unter
Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags fällt. Besondere Aufmerksamkeit wird die Kommission dem Aggre-
gationsgrad widmen. Die Informationen sollten nicht mehr aufgeschlüsselt werden können, um auszu-
schließen, dass Unternehmen unmittelbare oder mittelbare Rückschlüsse auf die Geschäftsstrategien
ihrer Wettbewerber ziehen können.

53. Im Linienverkehr ist hingegen Vorsicht beim Austausch von Kapazitätsprognosen selbst in Aggregat-
form geboten, vor allem wenn er auf Märkten mit hohem Konzentrationsgrad erfolgt. Auf den Linien-
verkehrsmärkten sind Kapazitätsangaben für die Koordinierung des Wettbewerbsverhaltens der Hauptpa-
rameter, der sich auch unmittelbar auf die Preise auswirkt. Zusammengefasste Kapazitätsprognosen, die
einen Hinweis auf die Kapazitätsaufteilung auf einzelne Routen geben, können wettbewerbswidrig sein,
da sie mehrere oder gar alle Seeverkehrsunternehmen zu einer einheitlichen Geschäftspolitik veranlassen
und somit dazu führen könnten, dass die Preise der Leistungen über dem Wettbewerbsniveau liegen.
Außerdem besteht das Risiko einer Aufschlüsselung der Daten nach einzelnen Unternehmen, da sie mit
individuellen Ankündigungen einzelner Linienreedereien verknüpft werden könnten. Dies gäbe den
Unternehmen Aufschluss über die Marktstellung und Strategie ihrer Konkurrenten.

54. Auch das Alter der Daten und der Zeitraum, auf den sie sich beziehen, sind von Bedeutung. Sie können
länger zurückliegende Sachverhalte betreffen („historische Angaben“), aktuell oder auf die Zukunft
gerichtet sein. Der Austausch historischer Angaben fällt generell nicht unter Artikel 81 Absatz 1 des
EG-Vertrags, weil er sich nicht auf das künftige Verhalten des Unternehmens auswirken kann. Die
Kommission hat in früheren Fällen über ein Jahr alte Informationen als historisch (50) und weniger als
ein Jahr alte Informationen als aktuell (51) eingestuft. Bei der Beurteilung von Informationen als histo-
risch oder aktuell sollte eine gewisse Flexibilität walten und berücksichtigt werden, in welchem Ausmaß
Daten auf dem relevanten Markt veralten. Aggregierte Daten werden wahrscheinlich schneller als histo-
risch gelten als unternehmensspezifische Daten. In ähnlicher Weise wird sich der Austausch neuerer
Mengen- und Kapazitätszahlen kaum nachteilig auf den Wettbewerb auswirken, solange die Daten so
weit zusammengefasst sind, dass einzelne Geschäftsvorgänge von Verladern oder Seeverkehrsunterneh-
men weder unmittelbar noch mittelbar erkannt werden können. Bei zukunftsgerichteten Daten handelt
es sich um Prognosen eines Unternehmens über die Marktentwicklung oder Angaben zur beabsichtigten
Geschäftsstrategie auf dem betreffenden Markt. Der Austausch zukunftsgerichteter Daten vor allem über
Preise oder Produktion ist mit besonderer Wahrscheinlichkeit als problematisch einzustufen. Diese
Angaben können die Geschäftsstrategie eines Unternehmens offenlegen und damit die Konkurrenz
zwischen den Beteiligten des Informationsaustauschs beträchtlich abschwächen, was einer potenziellen
Einschränkung des Wettbewerbs gleichkommt.

55. Die Häufigkeit des Informationsaustauschs spielt ebenfalls eine Rolle. Je häufiger Daten ausgetauscht
werden, umso rascher können Konkurrenten reagieren. Dies erleichtert Gegenmaßnahmen und verrin-
gert letzten Endes die Anreize für Wettbewerbsvorstöße auf dem Markt. Der sogenannte verdeckte
Wettbewerb könnte eingeschränkt werden.

56. Auch die Frage, wie Daten herausgegeben werden, ist für die Beurteilung der möglichen Auswirkung(en)
auf den Markt von Bedeutung. Je intensiver die Informationen mit den Abnehmern ausgetauscht
werden, umso unproblematischer dürften sie sein. Kommt eine größere Markttransparenz hingegen
lediglich den Anbietern zugute, haben Abnehmer nicht die Möglichkeit, vom „verdeckten Wettbewerb“
zu profitieren.
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(48) TACA-Urteil (cit. op. Fußnote 20), Randnr. 1154.
(49) Entscheidung 78/252/EWG der Kommission vom 23. Dezember 1977 (Sache IV/29.176 — Pergamentpapier) (ABl. L 70

vom 13.3.1978, S. 54).
(50) Entscheidung 92/157/EWG der Kommission vom 17. Februar 1992 (Sache IV/31.370 — UK Agricultural Tractor

Registration Exchange) (ABl. L 68 vom 13.3.1992, S. 19), Erwägungsgrund 50.
(51) Entscheidung 98/4/EGKS der Kommission vom 26. November 1997 (Sache IV/36.069 — Wirtschaftsvereinigung Stahl)

(ABl. L 1 vom 3.1.1998, S. 10), Erwägungsgrund 17.



57. Im Linienverkehr gibt es Preisindices, denen die durchschnittlichen Preisbewegungen für die Beförderung
eines Containers zu entnehmen sind. Ein Preisindex, der auf ordnungsgemäß aggregierten Preisangaben
beruht, dürfte nicht gegen Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags verstoßen, solange die Daten so weit
aggregiert sind, dass sie nicht mehr aufgeschlüsselt werden können und folglich den Unternehmen keine
direkten oder indirekten Rückschlüsse auf die Geschäftsstrategien ihrer Wettbewerber ermöglichen.
Verringert oder beseitigt ein Preisindex allerdings die Ungewissheit über das Marktgeschehen und
bewirkt dadurch eine Beschränkung des Wettbewerbs zwischen den Unternehmen, wäre dies ein Verstoß
gegen Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags. Bei der Prüfung der wahrscheinlichen Auswirkungen eines
solchen Preisindexes auf einen bestimmten relevanten Markt sind der Grad der Datenaggregation, der
historische bzw. aktuelle Charakter der Daten und die Erscheinungshäufigkeit des Preisindexes zu
berücksichtigen. Generell sollten alle einzelnen Aspekte des Informationsaustauschs in ihrer Gesamtheit
untersucht werden, um potenzielle Wechselwirkungen (z. B. zwischen dem Austausch von Mengen- und
Kapazitätsangaben einerseits und dem Preisindex andererseits) zu erfassen.

58. Ein Informationsaustausch zwischen Seeverkehrsunternehmen, der den Wettbewerb einschränkt, könnte
aber auch zu Effizienzgewinnen führen (z. B. bessere Investitionsplanung und bessere Kapazitätsauslas-
tung). Derartige Effizienzgewinne müssen substanziiert sein, an die Kunden weitergegeben werden und
gegenüber den wettbewerbswidrigen Wirkungen des Informationsaustausches im Rahmen von Artikel 81
Absatz 3 des EG-Vertrags abgewogen werden. In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, dass
laut Artikel 81 Absatz 3 des EG-Vertrags der Verbraucher an dem durch die wettbewerbsbeschränkende
Vereinbarung entstehenden Gewinn angemessen zu beteiligen ist. Wenn alle vier Voraussetzungen des
Artikels 81 Absatz 3 EG-Vertrag erfüllt sind, ist das Verbot von Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags
nicht anwendbar (52).

3.2.4. Verbände

59. Wie in anderen Wirtschaftszweigen können im Linienverkehr Gespräche und Informationsaustausch im
Rahmen von Verbänden stattfinden, sofern der Verband nicht in folgender Weise genutzt wird: a) als
Forum für Kartelltreffen (53), b) als Gremium, das wettbewerbswidrige Entscheidungen oder Empfehlun-
gen an seine Mitglieder ausgibt (54), oder c) als Mittel zum Informationsaustausch, das die Ungewissheit
über das Marktgeschehen verringert oder beseitigt und dadurch eine Beschränkung des Wettbewerbs
zwischen den Unternehmen bewirkt, wobei gleichzeitig die Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3
nicht erfüllt sind (55). Anders zu beurteilen sind legitime Gespräche innerhalb eines Branchenverbandes
über Fragen wie technische Standards oder Umweltnormen.

3.3. Poolvereinbarungen bei Trampdiensten

60. Bei den Trampdiensten ist die häufigste Form der horizontalen Zusammenarbeit der Frachtpool. Es gibt
kein allgemeingültiges Muster für eine Poolvereinbarung, aber die nachstehend behandelten Merkmale
scheinen den meisten Pools in den verschiedenen Marktsegmenten gemein zu sein.

61. In einem normalen Frachtpool werden eine größere Zahl ähnlicher Schiffe (56), die unterschiedlichen
Eigentümern gehören, einer gemeinsamen Verwaltung unterstellt. In der Regel ist ein Poolmanager für
die wirtschaftliche Verwaltung (z. B. gemeinsame Vermarktung (57), Aushandlung von Frachtraten und
Zentralisierung von Einnahmen und Fahrtkosten (58)) und die organisatorischen Aspekte (Routen-
planung, Anweisung der Schiffe, Benennung von Agenten in den Häfen, Information der Kunden, Faktu-
rierung, Bestellung von Bunkern, Einziehung der Einnahmen und Rückverteilung nach einem vorher
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(52) Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 (op. cit. Fußnote 7).
(53) Entscheidung 2004/421/EG der Kommission vom 16. Dezember 2003 (Sache COMP/38.240 — Industrierohre)

(ABl. L 125 vom 28.4.2004, S. 50).
(54) Entscheidung 82/896/EWG der Kommission vom 15. Dezember 1982 (Sache IV/29.883 — AROW/BNIC) (ABl. L 379

vom 31.12.1982, S. 1); Entscheidung 96/438/EG der Kommission vom 5. Juni 1996 (Sache IV/34.983 — FENEX)
(ABl. L 181 vom 20.7.1996, S. 28).

(55) Entscheidung 92/157/EWG—UK Agricultural Tractor Registration Exchange (op. cit. Fußnote 50).
(56) Dadurch kann der Pool große Frachtverträge übernehmen, mehrere Frachtverträge miteinander kombinieren und durch

sorgfältige Flottenplanung die Zahl der Ballastfahrten verringern.
(57) Die Schiffe eines Pools werden beispielsweise als einheitliches Angebot an Transportdienstleistungen unabhängig davon

vermarktet, welches Schiff eine bestimmte Fahrt übernimmt.
(58) Die Einnahmen eines Pools werden zentral eingezogen und nach einem komplexen Schlüssel an die Teilnehmer verteilt.



vereinbarten Schlüssel usw.) verantwortlich. In den meisten Fällen untersteht der Poolmanager einem
Aufsichtsgremium, in dem die Schiffseigner vertreten sind. Der technische Betrieb der Schiffe liegt meist
in der Verantwortung der Reedereien (Sicherheit, Besatzung, Instandsetzung, Wartung usw.). Die Mitglie-
der vermarkten ihre Leistungen zwar gemeinsam, erbringen sie jedoch häufig getrennt.

62. Das wichtigste Merkmal klassischer Frachtpools ist folglich der gemeinsame Verkauf in Verbindung mit
Elementen einer gemeinsamen Leistungsproduktion. In diesem Zusammenhang sei auf die Leitlinien zur
Anwendbarkeit von Artikel 81 des Vertrag auf Vereinbarungen über horizontale Zusammenarbeit (59)
und die dortigen Ausführungen sowohl zum gemeinsamen Verkauf als Variante einer gemeinsamen
Vermarktungsvereinbarung als auch zur gemeinsamen Produktion hingewiesen. Aufgrund gewisser
Unterschiede sind sämtliche Pools unter Berücksichtigung ihres Schwerpunkts (60) im Einzelfall darauf-
hin zu untersuchen, ob sie unter Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags fallen und gegebenenfalls die vier
kumulativen Freistellungsvoraussetzungen des Absatzes 3 erfüllt sind.

63. Pools, die unter die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (61) fallen, weil sie als Gemeinschaftsunter-
nehmen gegründet wurden und auf Dauer alle Funktionen einer selbstständigen wirtschaftlichen Einheit
erfüllen (sogenannte Vollfunktionsgemeinschaftsunternehmen; vgl. Artikel 3 Absatz 4 der vorgenannten
Verordnung), sind von den mit der Verordnung (EG) Nr. 1419/2006 eingeführten Änderungen nicht
direkt betroffen und werden in diesen Leitlinien nicht behandelt. Weitere Ausführungen zur Vollfunk-
tion befinden sich unter anderem in der Konsolidierten Mitteilung der Kommission zu Zuständigkeits-
fragen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 über die Kontrolle von Unternehmenszusammen-
schlüssen (62). Insofern die Pools die Koordinierung des Wettbewerbsverhaltens der Muttergesellschaften
bezwecken oder bewirken, ist die Vereinbarkeit einer solchen Koordinierung mit dem Gemeinsamen
Markt nach den Kriterien des Artikels 81 Absätze 1 und 3 des EG-Vertrags zu prüfen (63).

3.3.1. Nicht unter Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags fallende Pools

64. Poolvereinbarungen fallen nicht unter das Verbot von Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags, wenn die
Poolmitglieder keine tatsächlichen oder potenziellen Wettbewerber sind. Dies gilt beispielsweise für
Frachtpools zwischen zwei oder mehreren Reedereien, die gegründet werden, um gemeinsam Angebote
für Frachtverträge zu unterbreiten und Letztere gemeinsam ausführen zu können, weil sie als Einzelbe-
werber mit ihren Angeboten nicht erfolgreich wären oder die Aufträge allein nicht ausführen könnten.
Diese Feststellung gilt auch, wenn solche Pools gelegentlich andere Ladungen befördern, die nur einen
kleinen Teil des Gesamtvolumens ausmachen.

65. Pools, deren Tätigkeit die relevanten Wettbewerbsbedingungen nicht beeinflusst, weil sie von geringerer
Bedeutung sind und/oder den Handel zwischen Mitgliedstaaten nicht spürbar beeinträchtigen (64), fallen
nicht unter Artikel 81 Absatz 1 EG-Vertrags.

3.3.2. Generell unter Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags fallende Pools

66. Poolvereinbarungen zwischen Wettbewerbern, die auf den gemeinsamen Verkauf beschränkt sind,
bezwecken und bewirken in der Regel eine Abstimmung des Preisverhaltens dieser Wettbewerber (65).
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(59) Abschnitt 5 bzw. Abschnitt 3 der in Fußnote 6 zitierten Leitlinien.
(60) Leitlinien über horizontale Zusammenarbeit (op. cit. Fußnote 6), Randnr. 12.
(61) Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates über die Kontrolle von Unternehmenszusammenschlüssen („EG-Fusionskon-

trollverordnung“) (ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1).
(62) ABl. C 95 vom 16.4.2008, S. 1.
(63) Artikel 2 Absatz 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates.
(64) Bekanntmachung der Kommission über Vereinbarungen von geringer Bedeutung, die den Wettbewerb gemäß Artikel 81

Absatz 1 des EG-Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft nicht spürbar beschränken (ABl. C 368 vom
22.12.2001, S. 13) und Leitlinien über den Begriff der Beeinträchtigung des zwischenstaatlichen Handels (op. cit.
Fußnote 13).

(65) Leitlinien über horizontale Zusammenarbeit, Abschnitt 5 Fußnote 6. Die Tätigkeiten eines unabhängigen Schiffsmaklers
beim Vertragsabschluss für eine Transportleistung fallen nicht in diese Kategorie.



3.3.3. Möglicherweise unter Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags fallende Pools

67. Wenn ein Pool keine Einschränkung des Wettbewerbs bezweckt, ist zu prüfen, wie er sich auf den Markt
auswirken würde. Eine Vereinbarung fällt unter Artikel 81 Absatz 1, wenn sie geeignet ist, spürbare
negative Auswirkungen auf die Wettbewerbsparameter im Markt wie Preise, Kosten, Differenzierung des
Leistungsangebots, Qualität der Dienstleistungen und Innovation zu haben. Vereinbarungen können
diese Auswirkungen haben, wenn der Wettbewerbsdruck zwischen den Parteien einer Vereinbarung oder
zwischen ihnen und Dritten erheblich gemindert wird (66).

68. Manche Frachtpools umfassen zwar nicht den gemeinsamen Verkauf, wohl aber einen gewissen Grad an
Abstimmung in Bezug auf die Wettbewerbsparameter (z. B. gemeinsame Fahrplangestaltung oder
gemeinsamer Einkauf). In solchen Fällen ist Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags nur dann anwendbar,
wenn die Beteiligten über eine gewisse Marktmacht verfügen (67).

69. Ob sich ein Pool spürbar negativ auf den Markt auswirkt, hängt vom wirtschaftlichen Hintergrund, der
kombinierten Marktmacht der beteiligten Unternehmen, der Art der Vereinbarung und anderen struktu-
rellen Faktoren im relevanten Markt ab. Ferner ist zu prüfen, ob die Poolvereinbarung das Verhalten der
Mitglieder auf benachbarten Märkten beeinflusst, die eng mit dem von der Zusammenarbeit unmittelbar
betroffenen Markt verbunden sind (68). Dies wäre der Fall, wenn der Pool die Beförderung von forstwirt-
schaftlichen Erzeugnissen in speziell dafür angefertigten kastenförmigen Schiffen (Markt A) beträfe und
die Poolmitglieder auch auf dem Markt für die Beförderung mit Schüttgutfrachtern (Markt B) vertreten
wären.

70. Bei einem kleinen Marktanteil des Pools ist es unwahrscheinlich, dass er sich wettbewerbsbeschränkend
auf die strukturellen Faktoren des relevanten Marktes auswirkt. Bei der Einschätzung der Auswirkungen
eines bestimmten Pools auf den relevanten Markt sollten auch folgende Faktoren berücksichtigt werden:
Konzentrationsgrad, Markstellung und Anzahl der Wettbewerber, die langfristige Stabilität der Marktan-
teile, Mitgliedschaft in mehreren Pools, Marktzutrittsschranken und die Wahrscheinlichkeit eines Markt-
eintritts, Markttransparenz, Nachfragemacht der Verkehrsnutzer und Art der betreffenden Dienstleistun-
gen (z. B. homogene oder kundenspezifische Leistungen).

71. Bei der Art der Vereinbarung sind Klauseln zu prüfen, die Einfluss auf das Wettbewerbsverhalten der
Poolmitglieder auf dem Markt haben, wie z. B. Klauseln, die den Mitgliedern ein Tätigwerden auf dem
betreffenden Markt außerhalb des Pools (Wettbewerbsverbotsklauseln), Bindefristen und Kündigungsfris-
ten (Ausstiegsklauseln) sowie den Austausch geschäftlich sensibler Informationen untersagen. Darüber
hinaus sollten alle Verbindungen zwischen Pools (ob in Bezug auf Management oder Mitgliedschaft)
sowie die Aufteilung der gemeinsamen Kosten und Einnahmen berücksichtigt werden.

3.3.4. Anwendbarkeit des Artikels 81 Absatz 3 des EG-Vertrags

72. Fällt ein Pool unter Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags, müssen die betreffenden Unternehmen sicher-
stellen, dass sämtliche vier Freistellungsvoraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3 des EG-Vertrags erfüllt
sind (69). In Artikel 81 Absatz 3 wird keine Art der Vereinbarung von vornherein aus dem Anwen-
dungsbereich ausgenommen. Grundsätzlich fallen alle wettbewerbsbeschränkenden Vereinbarungen, die
die vier Voraussetzungen des Artikels 81 Absatz 3 erfüllen, unter die Ausnahmeregelung. Bei dieser
Analyse wird nach einer Gleitskala vorgegangen. Je umfangreicher die Einschränkung des Wettbewerbs
im Sinne von Artikel 81 Absatz 1, umso größer müssen die Effizienzgewinne und die Beteiligung der
Verbraucher daran ausfallen.

73. Die Unternehmen müssen nachweisen, dass durch den Pool die Frachtdienste verbessert oder der techni-
sche oder wirtschaftliche Fortschritt gefördert werden. Der Pool muss nachweislich zu Effizienzvorteilen
führen, die sich nicht aus der Einsparung von Kosten ergeben, die durch die Einschränkung des Wettbe-
werbs entstehen, sondern aus der Zusammenlegung wirtschaftlicher Tätigkeiten.
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(66) Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 (op. cit. Fußnote 7).
(67) Leitlinien über horizontale Zusammenarbeit (op. cit. Fußnote 6), Randnr. 149.
(68) Leitlinien über horizontale Zusammenarbeit (op. cit. Fußnote 6), Randnr. 142.
(69) Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 (op. cit. Fußnote 7).



74. So können Effizienzvorteile von Pools sich beispielsweise aus einer besseren Auslastung und Größenvor-
teilen ergeben. In der Trampschifffahrt planen Frachtpools ihre Routen in der Regel gemeinsam, um eine
gleichmäßige geografische Verteilung ihrer Flotten zu erreichen. Dadurch lässt sich die Zahl der Ballast-
reisen reduzieren, was insgesamt zu einer besseren Kapazitätsauslastung und letztlich zu Größenvortei-
len führen kann.

75. Die Verbraucher müssen an den entstehenden Effizienzgewinnen angemessen beteiligt werden. Für
Artikel 81 Absatz 3 des EG-Vertrags kommt es darauf an, dass die günstigen Auswirkungen für die
Gesamtheit der Verbraucher auf dem relevanten Markt, nicht aber für jeden einzelnen Verbraucher
eintreten (70). Die Weitergabe der Vorteile muss die tatsächlichen oder voraussichtlichen negativen
Auswirkungen mindestens ausgleichen, die den Verbrauchern durch die Wettbewerbsbeschränkung
gemäß Artikel 81 Absatz 1 des EG-Vertrags entstehen (71). Um die Wahrscheinlichkeit einer Weitergabe
beurteilen zu können, müssen in diesem Zusammenhang auch die Struktur der Trampschifffahrtsmärkte
und die Nachfrageelastizität geprüft werden.

76. Ein Pool darf keine Beschränkungen auferlegen, die zur Erreichung der Effizienzgewinne nicht unerläss-
lich sind. In diesem Zusammenhang ist zu prüfen, ob die beteiligten Unternehmen die Effizienzgewinne
auch allein hätten erreichen können. Bei dieser Beurteilung ist u. a. zu erwägen, was die effiziente
Mindestgröße bei den unterschiedlichen Trampdiensten ist. Außerdem muss jede wettbewerbsbeschrän-
kende Klausel in einer Poolvereinbarung nach vernünftigem Ermessen erforderlich sein, um die geltend
gemachten Effizienzgewinne erreichen zu können. Wettbewerbsbeschränkende Klauseln können über
einen längeren Zeitraum oder während des gesamten Bestehens eines Pools oder aber nur während einer
Übergangsphase gerechtfertigt sein.

77. Außerdem darf der Pool den Mitgliedern nicht die Möglichkeit eröffnen, den Wettbewerb in Bezug auf
einen wesentlichen Teil der betreffenden Dienstleistungen auszuschalten.
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(70) Rechtssache C-238/05, Asnef-Equifax/Ausbanc (op. cit. Fußnote 38), Randnr. 70.
(71) Leitlinien zur Anwendung von Artikel 81 Absatz 3 (op. cit. Fußnote 7), Randnr. 24.



Verzeichnis der Entscheidungen der Gemeinschaft über die Zulassung von Arzneimitteln vom
1. August 2008 bis 31. August 2008

(Veröffentlichung gemäß Artikel 13 bzw. Artikel 38 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des Europäischen Parlaments
und des Rates (1))

(2008/C 245/03)

— Erteilung einer Zulassung (Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004): Genehmigt

Datum der
Entscheidung

Bezeichnung des
Arzneimittels

INN
(internationaler

Freiname)
Zulassungsinhaber Registriernummer im

Gemeinschaftsverzeichnis Darreichungsform

ATC-Code
(anatomisch-thera-
peutisch-chemischer

Code

Datum der
Mitteilung

28.8.2008 INTELENCE Etravirin Janssen-Cilag International NV
Turnhoutseweg, 30
B-2340 Beerse

EU/1/08/468/001 Tablette (Entfällt) 1.9.2008

29.8.2008 Vimpat Lacosamid UCB S.A.
Allée de la Recherche, 60/Researchdreef, 60
B-1070 Bruxelles/B-1070 Brussel

EU/1/08/470/001-013 Filmtablette N03AX18 2.9.2008

EU/1/08/470/014-015 Sirup

EU/1/08/470/016 Infusionslösung
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(1) ABl. L 136 vom 30.4.2004, S. 1.



— Änderung einer Zulassung (Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004): Genehmigt

Datum der
Entscheidung

Bezeichnung des
Arzneimittels Zulassungsinhaber Registriernummer im

Gemeinschaftsverzeichnis Datum der Mitteilung

4.8.2008 Neupro Schwarz Pharma Ltd
Shannon
Industrial Estate
Co.Clare
Ireland

EU/1/05/331/001-037 6.8.2008

8.8.2008 Champix Pfizer Ltd
Ramsgate Road
Sandwich
Kent CT 13 9NJ
United Kingdom

EU/1/06/360/001-012 12.8.2008

8.8.2008 Vectibix Amgen Europe B.V.
Minervum 7061
4817 ZK Breda
Nederland

EU/1/07/423/001-003 12.8.2008

8.8.2008 Infanrix hexa GlaxoSmithKline Biologicals s.a.
rue de l'Institut 89
B-1330 Rixensart

EU/1/00/152/001-018 12.8.2008

8.8.2008 Evista Eli Lilly Nederland B.V.
Grootslag 1-5
3991 RA Houten
Nederland

EU/1/98/073/001-004 12.8.2008

8.8.2008 Avandamet SmithKline Beecham plc
980 Great West Road
Brentford
Middlesex TW8 9GS
United Kingdom

EU/1/03/258/001-022 12.8.2008

11.8.2008 Optruma Eli Lilly Nederland B.V.
Grootslag 1-5
3991 RA Houten
Nederland

EU/1/98/074/001-004 13.8.2008

13.8.2008 Silapo STADA Arzneimittel AG
Stadastrasse 2-18
D-61118 Bad Vilbel

EU/1/07/432/001-022 15.8.2008

13.8.2008 Retacrit HOSPIRA Enterprises B.V.
Taurusavenue 19-21b
2132 LS Hoofddorp
Nederland

EU/1/07/431/001-019 15.8.2008

13.8.2008 Humira Abbott Laboratories Ltd
Queenborough
Kent ME11 5EL
United Kingdom

EU/1/03/256/001-010 15.8.2008

13.8.2008 Hepsera Gilead Sciences International Limited
Cambridge CB21 6GT
United Kingdom

EU/1/03/251/001-002 15.8.2008

13.8.2008 Infanrix penta GlaxoSmithKline Biologicals s.a.
rue de l'Institut 89
B-1330 Rixensart

EU/1/00/153/001-010 18.8.2008

13.8.2008 Cervarix GlaxoSmithKline Biologicals s.a.
rue de l'Institut 89
B-1330 Rixensart

EU/1/07/419/001-009 18.8.2008
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Datum der
Entscheidung

Bezeichnung des
Arzneimittels Zulassungsinhaber Registriernummer im

Gemeinschaftsverzeichnis Datum der Mitteilung

22.8.2008 Evista DAIICHI SANKYO EUROPE GmbH
Zielstattstrasse 48
D-81379 München

EU/1/98/073/001-004 26.8.2008

Eli Lilly Nederland B.V.
Grootslag 1-5
3991 RA Houten
Nederland

22.8.2008 Kaletra Abbott Laboratories Ltd
Queenborough
Kent ME11 5EL
United Kingdom

EU/1/01/172/001-006 26.8.2008

22.8.2008 Baraclude Bristol-Myers Squibb Pharma EEIG
Uxbridge Business Park
Sanderson Road
Uxbridge UB8 1DH
United Kingdom

EU/1/06/343/001-007 26.8.2008

22.8.2008 SUTENT Pfizer Ltd
Ramsgate Road
Sandwich
Kent CT 13 9NJ
United Kingdom

EU/1/06/347/001-006 26.8.2008

22.8.2008 Fosavance Merck Sharp & Dohme Ltd
Hertford Road
Hoddesdon
Hertfordshire EN11 9BU
United Kingdom

EU/1/05/310/001-009 26.8.2008

22.8.2008 Zalasta KRKA d.d.
Šmarješka cesta 6
SLO-8501 Novo mesto

EU/1/07/415/001-056 26.8.2008

22.8.2008 Arixtra Glaxo Group Ltd
Greenford Road
Greenford
Middlesex UB6 0NN
United Kingdom

EU/1/02/206/001-035 26.8.2008

22.8.2008 Revlimid Celgene Europe Limited
Morgan House
Madeira Walk
Windsor
Berkshire SL4 1EP
United Kingdom

EU/1/07/391/001-004 26.8.2008

25.8.2008 Abilify Otsuka Pharmaceutical Europe Ltd
Hunton House
Highbridge Business Park
Oxford Road
Uxbridge
Middlesex UB8 1HU
United Kingdom

EU/1/04/276/001-020
EU/1/04/276/024-036

27.8.2008

25.8.2008 TARGRETIN Eisai Limited
3 Shortlands
London W6 8EE
United Kingdom

EU/1/01/178/001 27.8.2008

25.8.2008 Emselex Novartis Europharm Limited
Wimblehurst Road
Horsham
West Sussex RH12 5AB
United Kingdom

EU/1/04/294/001-028 27.8.2008
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Datum der
Entscheidung

Bezeichnung des
Arzneimittels Zulassungsinhaber Registriernummer im

Gemeinschaftsverzeichnis Datum der Mitteilung

25.8.2008 Sifrol Boehringer Ingelheim International GmbH
Binger Straße 173
D-55216 Ingelheim am Rhein

EU/1/97/050/001-006
EU/1/97/050/009-012

27.8.2008

25.8.2008 Humira Abbott Laboratories Ltd
Queenborough
Kent ME11 5EL
United Kingdom

EU/1/03/256/001-010 27.8.2008

25.8.2008 Revatio Pfizer Limited
Sandwich
Kent CT13 9NJ
United Kingdom

EU/1/05/318/001 27.8.2008

25.8.2008 Prialt Eisai Limited
3 Shortlands
London W6 8EE
United Kingdom

EU/1/04/302/001-004 27.8.2008

25.8.2008 NovoSeven Novo Nordisk A/S
Novo Allé
DK-2880 Bagsværd

EU/1/96/006/001-006 27.8.2008

26.8.2008 Viagra Pfizer Limited
Sandwich
Kent CT13 9NJ
United Kingdom

EU/1/98/077/002-004
EU/1/98/077/006-008
EU/1/98/077/010-019

28.8.2008

28.8.2008 Rasilez Novartis Europharm Limited
Wimblehurst Road
Horsham
West Sussex RH12 5AB
United Kingdom

EU/1/07/405/001-020 1.9.2008

28.8.2008 Tekturna Novartis Europharm Limited
Wimblehurst Road
Horsham
West Sussex RH12 5AB
United Kingdom

EU/1/07/408/001-020 1.9.2008

28.8.2008 Raptiva Serono Europe Limited
56 Marsh Wall
London E14 9TP
United Kingdom

EU/1/04/291/001-003 1.9.2008

28.8.2008 ISENTRESS Merck Sharp & Dohme Limited
Hertford Road
Hoddesdon
Hertfordshire EN11 9BU
United Kingdom

EU/1/07/436/001-002 1.9.2008

28.8.2008 Enviage Novartis Europharm Limited
Wimblehurst Road
Horsham
West Sussex RH12 5AB
United Kingdom

EU/1/07/406/001-020 1.9.2008

28.8.2008 Sprimeo Novartis Europharm Limited
Wimblehurst Road
Horsham
West Sussex RH12 5AB
United Kingdom

EU/1/07/407/001-020 1.9.2008
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Datum der
Entscheidung

Bezeichnung des
Arzneimittels Zulassungsinhaber Registriernummer im

Gemeinschaftsverzeichnis Datum der Mitteilung

28.8.2008 Riprazo Novartis Europharm Limited
Wimblehurst Road
Horsham
West Sussex RH12 5AB
United Kingdom

EU/1/07/409/001-020 1.9.2008

29.8.2008 Avastin Roche Registration Limited
6 Falcon Way
Shire Park
Welwyn Garden City AL7 1TW
United Kingdom

EU/1/04/300/001-002 2.9.2008

29.8.2008 Nespo Dompé Biotec S.p.A.
Via San Martino, 12
I-20122 Milano

EU/1/01/184/001-073 2.9.2008

29.8.2008 Enbrel Wyeth Europa Limited
Huntercombe Lane
South Taplow
Maidenhead
Berkshire SL6 0PH
United Kingdom

EU/1/99/126/001-018 1.9.2008

29.8.2008 Velcade Janssen-Cilag International NV
Turnhoutseweg, 30
B-2340 Beerse

EU/1/04/274/001-002 2.9.2009

29.8.2008 Humira Abbott Laboratories Ltd
Queenborough
Kent ME11 5EL
United Kingdom

EU/1/03/256/001-010 2.9.2009

29.8.2008 Prezista Janssen-Cilag International NV
Turnhoutseweg, 30
B-2340 Beerse

EU/1/06/380/001 2.9.2009

29.8.2008 Truvada Gilead Sciences International Limited
Cambridge CB21 6GT
United Kingdom

EU/1/04/305/001-002 2.9.2009

29.8.2008 Neupro Schwarz Pharma Ltd
Shannon Industrial Estate
Co.Clare
Ireland

EU/1/05/331/038-055 2.9.2009

29.8.2008 Neupro Schwarz Pharma Ltd
Shannon Industrial Estate
Co.Clare
Ireland

EU/1/05/331/001-055 2.9.2009

— Rücknahme einer Zulassung (Artikel 13 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004)

Datum der
Entscheidung

Bezeichnung des
Arzneimittels Zulassungsinhaber Registriernummer im

Gemeinschaftsverzeichnis Datum der Mitteilung

22.8.2008 Protopy Astellas Pharma GmbH
Neumarkter Str. 61
D-81673 München

EU/1/02/202/001-006 26.8.2008

28.8.2008 Quintanrix GlaxoSmithKline Biologicals s.a.
rue de l'Institut 89
B-1330 Rixensart

EU/1/04/301/001-005 1.9.2008
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— Änderung einer Zulassung (Artikel 38 der Verordnung (EG) Nr. 726/2004): Genehmigt

Datum der
Entscheidung

Bezeichnung des
Arzneimittels Zulassungsinhaber Registriernummer im

Gemeinschaftsverzeichnis Datum der Mitteilung

13.8.2008 Dexdomitor Orion Corporation
Orionintie 1
FI-02200 Espoo

EU/2/02/033/001-002 15.8.2008

22.8.2008 Suvaxyn Aujeszky Fort Dodge Animal Health Holland
C.J. van Houtenlaan 36
1381 CP Weesp
Nederland

EU/2/98/009/001-006 26.8.2008

25.8.2008 Zubrin Schering-Plough Limited
Schering-Plough House
Shire Park
Welwyn Garden City
Hertfordshire AL7 1TW
United Kingdom

EU/2/00/028/002-008 27.8.2008

25.8.2008 Circovac Merial
29, Avenue Tony Garnier
F-69007 Lyon

EU/2/07/075/001-004 27.8.2008

25.8.2008 Profender Bayer HealthCare AG
D-51368 Leverkusen

EU/2/05/054/018-031 27.8.2008

Jeder Interessent erhält auf Anfrage den Beurteilungsbericht zu den betreffenden Arzneimitteln sowie die
entsprechenden Entscheidungen. Anfragen sind an folgende Adresse zu richten:
Europäische Arzneimittel-Agentur
7 Westferry Circus
Canary Wharf
London E14 4HB
United Kingdom
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Verzeichnis der Entscheidungen der Gemeinschaft über die Zulassung von Arzneimitteln vom
1. August 2008 bis 31. August 2008

(Entscheidungen gemäß Artikel 34 der Richtlinie 2001/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (1) bzw.
Artikel 38 der Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (2))

(2008/C 245/04)

— Aussetzung einer Zulassung in einem Mitgliedstaat

Datum der Entscheidung Bezeichnung(en) des
Arzneimittels Zulassungsinhaber Betroffener Mitgliedstaat Datum der Mitteilung

13.8.2008 Coxtral gel Siehe Anhang I Siehe Anhang I 18.9.2008
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ANHANG I

VERZEICHNIS DER BEZEICHNUNGEN, DARREICHUNGSFORM UND STÄRKE DER ARZNEIMITTEL,
DER ART DER ANWENDUNG UND DER ANTRAGSTELLER/INHABER DER GENEHMIGUNG FÜR DAS

INVERKEHRBRINGEN IN DEN MITGLIEDSTAATEN

Mitgliedstaat Inhaber der Genehmigung für das
Inverkehrbringen Antragsteller Bezeichnung Stärke Darreichungsform Art der Anwendung Inhalt

(Konzentration)

Tschechische Republik Zentiva a. s.
U Kabelovny 130
Dolní Měcholupy
CZ-102 37 Praha 10

Coxtral Gel 30 mg/g Gel Anwendung auf der
Haut

30 mg/g

Estland Zentiva a. s.
U Kabelovny 130
Dolní Měcholupy
CZ-102 37 Praha 10

Coxtral Gel 30 mg/g Gel Anwendung auf der
Haut

30 mg/g

Ungarn Zentiva a. s.
U Kabelovny 130
Dolní Měcholupy
CZ-102 37 Praha 10

Coxtral Gel 30 mg/g Gel Anwendung auf der
Haut

30 mg/g

Litauen Zentiva a. s.
U Kabelovny 130
Dolní Měcholupy
CZ-102 37 Praha 10

Coxtral Gel 30 mg/g Gel Anwendung auf der
Haut

30 mg/g

Lettland Zentiva a. s.
U Kabelovny 130
Dolní Měcholupy
CZ-102 37 Praha 10

Coxtral Gel 30 mg/g Gel Anwendung auf der
Haut

30 mg/g

Polen Zentiva a. s.
U Kabelovny 130
Dolní Měcholupy
CZ-102 37 Praha 10

Coxtral Gel 30 mg/g Gel Anwendung auf der
Haut

30 mg/g

Slowakei Zentiva a. s.
U Kabelovny 130
Dolní Měcholupy
CZ-102 37 Praha 10

Coxtral Gel 30 mg/g Gel Anwendung auf der
Haut

30 mg/g
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(Bekanntmachungen)

VERWALTUNGSVERFAHREN

KOMMISSION

Aufruf zur Interessenbekundung an der Mitgliedschaft in der aus wissenschaftlichen Ausschüssen
und einer Datenbank von Sachverständigen bestehenden Beratungsstruktur für wissenschaftliche

Risikobewertung

(2008/C 245/05)

Dieser Aufruf richtet sich an Wissenschaftler, die sich für die
Mitgliedschaft in der Beratungsstruktur der Europäischen
Kommission in den Bereichen Verbrauchersicherheit, öffentliche
Gesundheit und Umwelt interessieren. Die Beratungsstruktur der
Wissenschaftlichen Ausschüsse und Sachverständigen wird
durch den Beschluss 2008/721/EG der Kommission geschaffen,
der auf der folgenden Website abgerufen werden kann:

http://ec.europa.eu/health/ph_risk/committees/call_expression_en.htm

Die Beratungsstruktur für die wissenschaftliche Risikobewertung
in den Bereichen Verbrauchersicherheit, öffentliche Gesundheit
und Umwelt umfasst Folgendes:

a) den Wissenschaftlichen Ausschuss „Verbrauchersicherheit“
(nachfolgend: „SCCS“);

b) den Wissenschaftlichen Ausschuss „Gesundheits- und
Umweltrisiken“ (nachfolgend: „SCHER“);

c) den Wissenschaftlichen Ausschuss „Neu auftretende und neu
identifizierte Gesundheitsrisiken“ (nachfolgend: „SCENIHR“);

d) einen Pool wissenschaftlicher Berater für die Risikobewertung
(nachfolgend: „der Pool“), der die Tätigkeit der Wissenschaftli-
chen Ausschüsse unterstützen wird.

Die Aufgabe der Wissenschaftlichen Ausschüsse und des Pools
besteht darin, auf Ersuchen der Kommission qualitativ herausra-
gende und wissenschaftlich unabhängige Gutachten zu Fragen
der Verbrauchersicherheit und der Risiken für die öffentliche
Gesundheit oder die Umwelt im Non-Food-Bereich zu erstellen.
Darüber hinaus lenken die Ausschüsse die Aufmerksamkeit der
Kommission auf spezifische oder neu auftretende Probleme in
ihrem Zuständigkeitsbereich. Die Tätigkeit der Beratungsstruktur
stützt sich auf die Grundsätze der höchsten Fachkompetenz, der
Unabhängigkeit und der Transparenz.

Parallel dazu beabsichtigt die Kommission, eine Datenbank von
Sachverständigen aufzubauen, um den Zugang zu einem sehr
breiten Spektrum an Fachwissen zu erleichtern, durch das die
Tätigkeit der Beratungsstruktur unterstützt werden soll.

Zusammensetzung und Aufgabenbereich der Beratungs-
struktur

Der SCCS, der SCHER und der SCENIHR setzen sich aus jeweils
höchstens 17 Mitgliedern zusammen. Die Ausschüsse können
auf eigene Initiative bis zu fünf wissenschaftliche Berater aus
dem Pool als assoziierte Mitglieder benennen, die zu ihrer Arbeit
in Bezug auf spezifische Themen beitragen. Die assoziierten
Mitglieder nehmen an den Aktivitäten und Beratungen zu dem
betreffenden Thema teil und haben dieselben Funktionen,
Verantwortlichkeiten und Rechte wie die Mitglieder des Aus-
schusses. Die Mitglieder des Pools können von der Kommission
auch aufgefordert werden, Mitglieder der Wissenschaftlichen
Ausschüsse, die zurücktreten oder deren Mitgliedschaft beendet
ist, dauerhaft zu ersetzen. Die Mitglieder des Pools können an
den Tätigkeiten verschiedener Arbeitsgruppen, an der Erstellung
von durch die Kommission angeforderten Schnellgutachten und
an themenbezogenen Workshops/wissenschaftlichen Sitzungen
beteiligt werden. Die Zahl der wissenschaftlichen Berater im
Pool wird von der Kommission auf der Grundlage ihres Bedarfs
an wissenschaftlicher Beratung festgelegt.

Die Mitglieder der Beratungsstruktur werden von der
Kommission auf der Grundlage ihres Fachwissens in einem oder
mehreren Zuständigkeitsbereichen ernannt und decken zusam-
men das größtmögliche Spektrum an Disziplinen ab. Die
Zuständigkeitsbereiche sind in Anhang I des Beschlusses
2008/721/EG festgelegt.

Die Mandatsdauer der Mitglieder der Wissenschaftlichen
Ausschüsse beträgt drei Jahre. Das Mandat eines Mitglieds kann
während höchstens drei aufeinander folgenden Zeiträumen von
jeweils drei Jahren ausgeübt werden. Die Mitglieder bleiben im
Amt, bis sie ersetzt werden oder ihre Amtszeit verlängert wird.
Die wissenschaftlichen Berater werden für die Dauer von fünf
Jahren für den Pool ernannt, eine Verlängerung ist möglich.

Eine Bewerbung für die Aufnahme in die Datenbank externer
Sachverständiger für die Risikobewertung in den Bereichen
Gesundheit, Sicherheit und Umwelt ist ebenfalls möglich. Diese
Möglichkeit der Bewerbung für die Datenbank ist auf dem
Bewerbungsformular angegeben. Bewerber, die sich ausschließ-
lich für die Datenbank bewerben, werden auf kontinuierlicher
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Basis akzeptiert. Diese externen Sachverständigen können aufge-
fordert werden, sich auf Ad-hoc-Basis an der Arbeit der Wissen-
schaftlichen Ausschüsse zu spezifischen Themen zu beteiligen,
entweder als Mitglieder von Arbeitsgruppen oder bei Anhörun-
gen und in Workshops. In diesem Fall ist die unten geforderte
zehnjährige Erfahrung für Mitglieder der Wissenschaftlichen
Ausschüsse und des Pools nicht erforderlich.

Interessierte Wissenschaftler können sich also für folgende
Mitgliedschaften bewerben: i) für die Wissenschaftlichen
Ausschüsse und/oder ii) für den Pool und/oder für die Daten-
bank für externe Sachverständige.

Zulassungsvoraussetzungen

Bewerber müssen Folgendes nachweisen:

— einen Hochschulabschluss in einer einschlägigen wissen-
schaftlichen Fachrichtung, vorzugsweise auf postgraduierter
Ebene,

— mindestens zehn Jahre Berufserfahrung (nicht erforderlich,
wenn sich die Bewerbung ausschließlich auf die Datenbank
bezieht),

— gute Kenntnisse der englischen Sprache.

Dieser Aufruf zur Interessenbekundung richtet sich an
europäische und außereuropäische Wissenschaftler.

Auswahlkriterien

Den Vorzug erhalten Bewerber, die Folgendes nachweisen
können:

— einschlägige Berufserfahrung im Hinblick auf eine Bewer-
bung für die Zuständigkeitsbereiche der Ausschüsse, die in
Anhang I des Beschlusses 2008/721/EG festgelegt sind,

— Erfahrung in der Durchführung von Risikobewertungen
und/oder der wissenschaftlichen Beratung, insbesondere in
Bereichen mit Bezug zur Verbrauchersicherheit, öffentlichen
Gesundheit und Umwelt,

— analytische Fähigkeiten: Analyse komplexer Informationen
und Dossiers und gutachterliche Evaluierung wissenschaftli-
cher Werke und Publikationen,

— nachgewiesene wissenschaftliche Exzellenz auf einem oder
vorzugsweise mehreren Gebieten mit Bezug zu dem Bereich,
der von dem Wissenschaftlichen Ausschuss/den Wissen-
schaftlichen Ausschüssen abgedeckt wird, für den/die sich
der Bewerber interessiert,

— Berufserfahrung in einem interdisziplinären und internatio-
nalen Umfeld,

— Management-/Organisationskompetenzen, insbesondere im
Hinblick auf die Leitung undOrganisation vonArbeitsgruppen.

Auswahlverfahren

Das Auswahlverfahren erfolgt in drei Schritten:

i) Prüfung der Zulässigkeit der Bewerbungen;

ii) vergleichende Bewertung und Erstellung einer Liste der am
besten geeigneten Bewerber; und

iii) Ernennung der Mitglieder der Wissenschaftlichen Ausschüsse
und des Pools aus dieser Liste.

Der Prüfungsausschuss/die Prüfungsausschüsse setzt/setzen sich
aus Vertretern der Kommissionsstellen zusammen, die für politi-
sche Weichenstellungen und Rechtsvorschriften in den Bereichen
Verbraucher- und Produktsicherheit, öffentliche Gesundheit,

Umwelt und wissenschaftliche Forschung zuständig sind. Den
Vorsitz des jeweiligen Ausschusses führt ein unabhängiger, von
außerhalb ernannter leitender Wissenschaftler. Jede Interessenbe-
kundung wird einzeln von mindestens zwei Mitgliedern des
Prüfungsausschusses anhand der Auswahlkriterien bewertet. In
diesem Auswahlverfahren prüft die Kommission Folgendes:
Erfahrung und wissenschaftlicher Hintergrund, Unabhängigkeit
(potenzielle Interessenkonflikte), Vertretung verschiedener geo-
graphischer Regionen und ausgewogenes Verhältnis von
Männern und Frauen.

Ernennung von Mitgliedern

Die Kommission ernennt die Mitglieder der Wissenschaftlichen
Ausschüsse und des Pools aus der Kandidatenliste, die von den
Prüfungsausschüssen erstellt wurde. Die Kandidaten können nur
in jeweils einen Ausschuss als Mitglied ernannt werden. Die
Kommission kann einen Kandidaten in einen anderen Ausschuss
als denjenigen ernennen, für den er/sie sich beworben hat,
sofern der Ausschuss das Fachwissen des Kandidaten benötigt
und dieser zustimmt. Wissenschaftler, die nicht in einen der
Wissenschaftlichen Ausschüsse oder den Pool ernannt wurden,
werden in die Datenbank der externen Sachverständigen aufge-
nommen.

Die Namen der ernannten Mitglieder der Beratungsstruktur
werden im Amtsblatt der Europäischen Union und auf der Website
der Europäischen Kommission veröffentlicht.

Unabhängigkeit

Die Mitglieder der Beratungsstruktur werden ad personam
ernannt. Die Bewerber werden aufgefordert, eine Verpflichtungs-
erklärung darüber abzugeben, dass sie unabhängig von jedem
äußeren Einfluss handeln, sowie eine Erklärung über alle Interes-
sen, die ihre Unabhängigkeit beeinträchtigen könnten. Sie
werden aufgefordert zu bestätigen, dass sie im Falle ihrer Ernen-
nung bereit sind, jährliche Interessenerklärungen abzugeben,
und dass ihnen bekannt ist, dass diese veröffentlicht werden.

Arbeitsaufwand und Aufwandsentschädigung

Die Bewerber sollten bereit sein, auf Ad-hoc-Basis regelmäßig an
Sitzungen teilzunehmen, aktiv zu wissenschaftlichen Diskussio-
nen beizutragen, Dokumente zu prüfen und in den Sitzungen
der Ausschüsse und ihrer Arbeitsgruppen Stellungnahmen abzu-
geben, auf Einladung an Workshops und Anhörungen teilzuneh-
men und als „Vorsitzende“ und/oder „Berichterstatter“ zu fungie-
ren. Die meisten Arbeitsunterlagen liegen auf Englisch vor; die
Sprache der Sitzungen ist ebenfalls Englisch. Die Bewerber
sollten bedenken, dass die Sitzungen in der Regel vorbereitet
werden müssen. Die Wissenschaftlichen Ausschüsse werden
voraussichtlich zwischen fünf und zehn Mal jährlich zu einer
Vollsitzung zusammentreten. Mitglieder, die an Arbeitsgruppen
teilnehmen, werden an weiteren Sitzungen teilnehmen. Die
Kandidaten sollten bereit sein, Gestaltung und Austausch von
Dokumenten elektronisch zu bewerkstelligen.

Die Mitglieder der Beratungsstruktur und die externen Sachver-
ständigen haben Anspruch auf eine Aufwandsentschädigung für
ihre Teilnahme an den Sitzungen der Ausschüsse und ihre Tätig-
keit als Berichterstatter im Zusammenhang mit spezifischen
Fragen. Die Aufwandsentschädigungen sind in Anhang III des
Beschlusses 2008/721/EG festgelegt. Die Mitglieder haben
außerdem in Übereinstimmung mit den Bestimmungen der
Kommission Anspruch auf Erstattung der Reise- und Aufent-
haltskosten.
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Bewerbungsverfahren

Ab dem 20. September 2008 oder etwas später können interes-
sierte Wissenschaftler das Online-Bewerbungsformular ausfüllen
und vorlegen, das als Anhang einen Lebenslauf und eine Publi-
kationsliste enthält. Für das Bewerbungsformular ist der Adobe
Reader 9.0 erforderlich, der heruntergeladen werden kann unter:

http://www.adobe.com/products/acrobat/readstep2.html

Die Ankündigung des Bewerbungsverfahrens und das Bewer-
bungsformular stehen auf der folgenden Website zur Verfügung:

http://ec.europa.eu/health/ph_risk/committees/call_expression_en.htm

Die Frist für die Vorlage von Bewerbungen für die Mitgliedschaft
in der Beratungsstruktur endet am 31. Oktober 2008. In
Betracht kommen ausschließlich Online-Bewerbungen, die über
die genannte Website eingereicht wurden.

Bitte beachten Sie, dass die Registrierung in der Datenbank für
Sachverständige offen bleibt (keine Frist). Es wird erwartet, dass
die in der Datenbank registrierten Bewerber die erforderlichen
Informationen alle zwei Jahre auf den neuesten Stand bringen.

Bewerbungen werden nur zugelassen, wenn sie Folgendes
enthalten:

— ein ausgefülltes obligatorisches Bewerbungsformular,

— einen Lebenslauf, vorzugsweise nicht länger als drei Seiten
(im Anhang des Bewerbungsformulars),

— eine Liste der wissenschaftlichen Publikationen des Bewer-
bers (im Anhang des Bewerbungsformulars),

— eine wahrheitsgemäß ausgefüllte Interessenerklärung (im
Bewerbungsformular).

Zu einem späteren Zeitpunkt können weitere Nachweise ange-
fordert werden. Alle Interessenbekundungen werden vertraulich
behandelt. Die Kommission wird die Kandidaten baldmöglichst
über das Ergebnis des Auswahlverfahrens informieren.
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VERFAHREN ZUR DURCHFÜHRUNG DER WETTBEWERBSPOLITIK

KOMMISSION

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.5251 — System Capital Management-Energies/Metinvest)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 245/06)

1. Am 17. September 2008 ist aufgrund einer Verweisung nach Artikel 4 Absatz 5 der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates (1) die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 bei der Kommission
eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Die zur SMART-Gruppe gehörenden Unternehmen System
Capital Management Limited („SCM“, Zypern) und Energees Investments Limited („Energees“, Zypern) erwer-
ben im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung durch Erwerb von Anteilen die gemein-
same Kontrolle über das Unternehmen Metinvest BV („MIBV“, Niederlande) und seine Tochterunternehmen
Makeeva Metallurgical Plant („MMZ“, Ukraine) und Promet Steel JSC („Promet“, Bulgarien).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— SCM: Erzeugung von Metall und Kohle,

— Energees: Stahlproduktion,

— MIBV: Eisenerz- und Kohlebergbau, Halbzeug und Fertigerzeugnisse aus Stahl,

— MMZ: Produktion und Verkauf von Rohstahlmaterialien sowie Herstellung von Waren nachgelagerter
Produktionsstufen des Stahlsektors,

— Promet: Herstellung von Waren nachgelagerter Produktionsstufen des Stahlsektors.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter
die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates (2) in Frage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser
Anmeldung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5251 —

System Capital Management-Energies/Metinvest per Fax (Fax-Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder
per Post an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.5178 — OEP/Pfleiderer)

Für das vereinfachte Verfahren in Frage kommender Fall

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2008/C 245/07)

1. Am 17. September 2008 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung
(EG) Nr. 139/2004 des Rates (1) bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das
Unternehmen OEP Holding Corporation („OEP“, USA), ein indirektes Tochterunternehmen von J.P Morgan
Chase & Co. (USA), erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung durch Erwerb
von Anteilen die alleinige Kontrolle über das Unternehmen Pfleiderer AG („Pfleiderer“, Deutschland).

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

— OEP: Private-Equity-Gesellschaft,

— Pfleiderer: Herstellung, Vertrieb und Marketing von Holzwerkstoffen, Oberflächenveredelungen und
Laminatfußböden.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschäft unter
die Verordnung (EG) Nr. 139/2004 fallen könnte. Die endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich vor. Dieser Fall kommt für das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission
über ein vereinfachtes Verfahren für bestimmte Zusammenschlüsse gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 139/2004 des Rates (2) in Frage.

4. Alle betroffenen Dritten können bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens 10 Tage nach Veröffentlichung dieser
Anmeldung eingehen. Sie können der Kommission unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.5178 —

OEP/Pfleiderer per Fax (Fax-Nr. (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder per Post an folgende Anschrift
übermittelt werden:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
J-70
B-1049 Brüssel

26.9.2008 C 245/27Amtsblatt der Europäischen UnionDE

(1) ABl. L 24 vom 29.1.2004, S. 1.
(2) ABl. C 56 vom 5.3.2005, S. 32.



BERICHTIGUNGEN

Berichtigung der Mitteilung der Kommission gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung
(EWG) Nr. 2408/92 des Rates — Beschluss Italiens zur Änderung der gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im

Linienflugverkehr zwischen Pantelleria und Trapani

(Amtsblatt der Europäischen Union C 230 vom 9. September 2008)

(2008/C 245/08)

Auf Seite 17 erhält der Text der Mitteilung folgende Fassung:

„Die italienische Regierung hat beschlossen, gemäß Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EWG)
Nr. 2408/92 des Rates vom 23. Juli 1992 über den Zugang von Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft zu Strecken
des innergemeinschaftlichen Flugverkehrs die im Amtsblatt der Europäischen Union C 112 vom 12. Mai 2006 veröffent-
lichten und im Amtsblatt der Europäischen Union C 141 vom 26. Juni 2007 sowie im Amtsblatt der Europäischen
Union C 121 vom 17. Mai 2008 geänderten gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Linienflugverkehr zwischen
Pantelleria und Trapani zu ändern.

Die Tarife werden gemäß Punkt 2.4 Buchstabe c der Mitteilung über die Auferlegung gemeinwirtschaftlicher Verpflich-
tungen wie folgt angepasst:

Strecke Neuer Tarif
ohne Mehrwertsteuer

Pantelleria-Trapani oder Trapani-Pantelleria 26,53 EUR

Im Übrigen bleiben die im Amtsblatt der Europäischen Union C 112 vom 12. Mai 2006 veröffentlichten gemeinwirt-
schaftlichen Verpflichtungen unverändert.“
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HINWEIS FÜR DEN LESER

Nach entsprechendem Beschluss der Organe entfällt künftig der Hinweis auf die letzte Änderung der
zitierten Rechtsakte.

Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich in den hier veröffentlichten Texten Verweise auf
Rechtsakte auf die jeweils geltende Fassung der Rechtsakte.
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